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Wahlprüfsteine der Deutsch-Polnischen Gesellschaft Vorpommern zur Landtagswahl 2016 

Nachbarsprache und Bildung > S. 1  Verkehr > S. 11  Wirtschaft und Arbeit > S. 13   Daseinsfürsorge > S. 16

  Zivilgesellschaft und Kultur > S. 22 

Antworten über 500 Zeichen zu einer Frage wurden sinnwahrend gekürzt, um allen Parteien im gleichen Umfang die Möglichkeit zu geben sich zu präsen-

tieren. Die AFD hat leider, trotz wiederholter Anfrage nicht reagiert und keine Antworten geschickt. 

Nachbarsprache und Bildung 

1. In MV wird Polnisch in 
der Grundschule und Ori-
entierungsstufe nur in 
AGs in Konkurrenz zu an-
deren außerunterrichtli-
chen Angeboten vorge-
halten und unterliegt 
aufgrund mangelnder 
Verbindlichkeit und Stel-
lenwerts einer hohen 
Fluktuation. Setzen Sie 
sich für die Einführung 
des Unterrichtsfaches 

der 1. Klasse der Primar-
stufe in den Schulen der 
Grenzregion ein? 

SPD: Die Fragen 1, 3 und 
5 wurden gemeinsam be-
antwortet. Immer mehr 
Kinder und Jugendliche 
mit der polnischen Mut-
tersprache besuchen die 
Schulen unseres Landes, 
da es viele junge Familien 
aus Polen nach Mecklen-
burg-Vorpommern zieht. 
Zur besseren Integration 
und für ein herzliches 
Willkommen werden wir 
ein langfristiges Konzept 
auf den Weg bringen, um 
den Polnisch- und 
Deutschunterricht in den 
entsprechenden Regio-
nen bestmöglich auszu-
gestalten. Weiter unter 
Frage 3. 

CDU: Die Fragen 1 bis 19 
werden im Zusammen-
hang beantwortet. Die 
grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit hat Po-
len und Deutschland vo-
rangebracht und berei-
chert. Die bisherigen Ko-
operationen und Kon-
takte haben Brücken ge-
baut und Wege zueinan-
der geöffnet. Daher ist es 
umso wichtiger, den Weg 
der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit fortzuset-
zen und zu verstärken. 
Die Freundschaft zwi-
schen Polen und 
Deutschland muss mit 
Leben erfüllt und vertieft 
werden. Dies muss ver-
stärkt auch im Bildungs-
bereich erfolgen. Die CDU 
spricht sich für den Aus-
bau der bisherigen Ange-
bote und eine bessere 
Vernetzung von Kitas, 
Schulen und Berufsschu-
len aus. Die Untersu-
chung der Universität 

DIE LINKE: DIE LINKE 
fordert seit Jahren die 
Einführung des Unter-

an Schulen der Grenzre-
gion, an denen es den Be-
darf gibt. Bildungsstan-
dards und Rahmenpläne 
bilden dafür aber neben 
der Unterrichtsversor-
gung die Grundlage. 
Diese fehlen seit Jahren 
und unser bisheriges 
Drängen blieb erfolglos. 
Dennoch werden wir uns 
weiterhin für die Schaf-
fung der Voraussetzun-
gen für das Erlernen der 
polnischen Sprache ein-
setzen. 

GRÜNE: Ja, wir plädieren 
für Polnisch als Wahlan-
gebot in Grundschulen 
der Grenzregion. Der 
durchgängige Spracher-
werb von der Kita bis zur 
Hochschule ist für BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN ein 
wichtiger Schlüssel für 
die Entwicklung zu einer 
zweisprachigen Grenzre-
gion. 

FDP: Nach einer qualifi-
zierten Erhebung unter 
den Eltern kann Polnisch-
unterricht in der Grenzre-
gion an Schwerpunkt-
schulen nach Bedarf ein-
gerichtet werden. Die Ar-
beitsgemeinschaften we-
cken generell Neugier auf 
Polen und Polnisch. Des-
halb sollte es sie an jeder 
Grundschule und in jeder 
Orientierungsstufe der 
Grenzregion geben. Inte-
ressant ist auch eine 
möglichst frühe eigene 
Anschauung vom Nach-
barland, etwa durch be-
zuschusste Ausflüge in 
die polnische Grenzre-
gion. 

2. In Paragraf 200 der Ko-
alitionsvereinbarung 
2011-2016 der SPD und 

den Förderinstrumente 
der Europäischen Union 
verstärkt genutzt, um 
Kooperationsprojekte in 
der vorschulischen, schu-
lischen und beruflichen 

SPD: Die SPD wird den 
deutsch polnischen Bil-
dungsgedanken auch in 
der nächsten Legislatur-
periode weiter verfolgen. 
Viele Förderungen laufen 
über die POMERANIA. 
Die Bündelung ist sinn-
voll, weil die Modalitäten 

DIE LINKE: Eine Priorität 

Bildung. Polnische und 
deutsche Stellen müssen 
sich dem konsequenter 
annehmen. So müssen 
Richtlinien erarbeitet 
werden, um im Bereich 

GRÜNE: Wir wollen an 
Schulen der Grenzregion 
durchgängigen Polnisch-
Unterrichts bis zum Abi-
tur ermöglichen. Voraus-
setzung dafür ist die An-
werbung bzw. Ausbil-
dung entsprechend quali-
fizierter Lehrkräfte. Zu-
gleich müssen der 

FDP: Defizite gibt es 
nicht nur Richtung Polen. 
Im gesamten Bundesland 
liegt etwa die Pflege von 
Städtepartnerschaften 
weitgehend brach, ob-
wohl Gelder hierfür zur 
Verfügung stehen. Hier 
gilt es einen Ansporn zu 
geben, indem etwa die 
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Der DPG sind solche 
durch das Land MV initi-
ierte und begleitete För-
derprojekte nicht be-
kannt. Welche Gewich-
tung würden Sie dem 
Thema in den Koalitions-
verhandlungen für die 
nächste Legislaturperi-
ode geben und was wür-
den Sie unternehmen, 
dies umzusetzen? 

für EU Projekte kompli-
ziert sind. Für den 
deutsch-polnische Bil-
dungscampus in Löcknitz 
fördert das Land zusätz-
lich die notwendigen 
Baumaßnahmen. Bil-
dungsakteure vor Ort 
können Gelder aus dem 
INTERREG V A-Pro-
gramm beantragen. Der 
Aufruf zur Eichung von 
Projekten erfolgt am 5. 
September. 

terricht in Mecklenburg-
Vorpommern unter Be-
rücksichtigung durchgän-
giger Spracherwerbsan-

des Landkreises Vorpom-
mern-Greifswald durch-
geführt wurde, hat deut-
lich gemacht, dass es 
eine große Lücke zwi-
schen einigen Angeboten 
in den Kitas bis zum Be-
ginn der zweiten Fremd-
sprache in der 7. Klasse 
gibt. Gleichzeitig wurde 
darauf hingewiesen, dass 
es in der Grenzregion ein 
grundsätzliches Interesse 
der Elternhäuser, aber 
auch der Hoteliers und 
Handwerksbetriebe gibt. 
Gerade in Vorpommern 
brauchen wir mehr Ange-
bote zum Erlernen der 
polnischen Sprache. Im 
Zusammenhang mit der 
Entwicklung der Metro-
polregion Stettin setzt 
sich die CDU-Fraktion 
deshalb dafür ein, dass 
das Erlernen der polni-
schen Sprache von der 
Kita, über die Schule bis 
hin zur Berufsschule er-
möglicht wird. Nur so 
kann der Wirtschafts-
raum weiter zusammen-
wachsen. In Sachsen ist 
ein durchgängiger 

richten. Auch fehlt es an 
Regelungen für gegensei-
tige Besuche, an einer 
schnellen Genehmigung 
von Besuchen und an ver-
sicherungstechnischen 
Bestimmungen. In die-
sem Bereich werden wir 
uns weiterhin dafür ein-
setzen, dass ein unkom-
pliziertes Verfahren er-
möglicht wird. 

- 
-Un-

terricht für polnische 
Schüler*innen gesichert 
werden. Wir wollen die 
Anerkennung von Berufs-
abschlüssen polnischer 
Erzieher*innen erleich-
tern und das Angebot 
mehrsprachiger Erzie-
hung in Kindertagesstät-
ten erweitern. 

Fördertöpfe für grenz-
überschreitende Koope-
rationen insgesamt be-
kannter gemacht werden 
und gelungene Formen 
von Zusammenarbeit öf-
fentlich honoriert wer-
den. 

3. Wie stehen Sie zu den 
EU-

derung des Nachbarspra-
chenfrühbeginns in den 
europäischen Grenzregio-

MV auf Ebene der KMK 
verpflichtet hat? 

SPD: Siehe auch Frage 1. 
Dieses Konzept wird mit 
allen Beteiligten vor Ort 
besprochen werden. Wir 
wollen mit dem Konzept 
auch ein größeres Inte-
resse für die polnische 
Sprache und Kultur we-
cken. Das Konzept wird 
die Möglichkeit eines 
durchgängigen Spracher-
werbs der Polnischen 
Sprache in den entspre-
chenden Regionen bein-
halten. Mit dem langfris-
tigen Sprachkonzept wird 
Mecklenburg-Vorpom-
mern auch dem EU-Bil-

n wichtigen 
Schritt näher kommen. 

DIE LINKE: Das Ziel, des 
im Nov. 2006 vom Euro-
päischen Parlament ver-
abschiedeten Programms 

der Schülerin und jedem 
Schüler das Erlernen von 
zwei EU-Fremdsprachen 
zu ermöglichen, wird von 
uns unterstützt. Bei der 
Umsetzung der Ziele gibt 
es allerdings zu wenig 
Fortschritte. Sie können 
nur erreicht werden, 
wenn eine Bildungskon-
zeption von der Kita bis 
zur Berufsschule erstellt 
wird und die inhaltlichen 
und rechtlichen Rahmen-
bedingungen endlich voll-
ständig und gezielt erar-
beitet werden. 

GRÜNE: Wir GRÜNE hal-
ten die Zielsetzung 

sehr sinnvoll und teilen 
auch den Gedanken, dass 
hierzu möglichst eine 
Nachbarsprache gehören 
soll. Die Auswahl der zu 
lernenden zweiten 
Fremdsprache sollte aber 
selbstbestimmt aus ei-
nem möglichst vielfälti-
gen Fremdsprachenange-
bot erfolgen. Um die At-
traktivität des Faches 

ist darum das Angebot 
eines frühzeitigen und 
durchgängigen Erwerbs 
wichtig. 

FDP: Ohne Einschrän-
kung positiv. Einem ost-
europäischen Sprichwort 
zufolge ist der Mensch so 
viele Male Mensch, wie er 
Sprachen beherrscht. Der 
Erwerb von Fremdspra-
chen befördert anerkann-
termaßen ein offeneres 
Miteinander zu fremden 
Kulturen wie auch zur ei-
genen Kultur und ist in-
soweit unabdingbar für 
eine verantwortungsvolle 
Persönlichkeitsentwick-
lung und -entfaltung. 

4. Wie stehen Sie dazu, 
die Sprachlernreihenfolge 
grundsätzlich umzukeh-
ren (Vorverlagerung der 

SPD: Vor allem im Osten 
unseres Landes siedeln 
sich immer mehr junge 
Familien aus Polen an, 

DIE LINKE: Es ist bereits 
heute möglich, eine an-
dere Fremdsprache als 
die englische Sprache als 

GRÜNE: Wir halten diese 
Vorverlagerung  als 
Wahlangebot, nicht als 

FDP: Die Umkehrung der 
Sprachlernreihenfolge in 
der Grenzregion ist 
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Nachbarsprache Polnisch 
in den frühen und aufei-
nander aufbauenden 
Nachbarspracherwerb in 
den Kitas und Grund-
schulen der Grenzregion 
zu Polen), um Kindern 
und Jugendlichen die 
Möglichkeit zu geben, 
mit sehr guten Polnisch-
kenntnissen die persönli-
chen und beruflichen 
Chancen der Grenzregion 
optimal zu nutzen? 

die wir herzlich willkom-
men heißen und integrie-
ren wollen. Wir werden 
ein langfristiges Konzept 
auf den Weg bringen, um 
den Polnisch- und 
Deutschunterricht in den 
entsprechenden Regio-
nen bestmöglich auszu-
gestalten. Die konkrete 
Ausgestaltung der früh-
kindlichen Bildung kann 
in den einzelnen Kitas, 
auch auf Initiative des El-
ternrates, bedarfsgerecht 
gestaltet werden. 

Spracherwerb bereits 
heute möglich und auch 
in Brandenburg gibt es 
ein nahezu lückenloses 
Angebot. Diese Entwick-
lung dürfen wir nicht wei-
ter verschlafen. Wir brau-
chen endlich verlässliche 
Rahmenbedingungen. 
Die bisherigen Angebote 
müssen gebündelt wer-
den. Wir brauchen kon-
krete Projekte vor Ort, die 
auch finanziell abgesi-
chert sind. Auf Initiative 
der CDU-Fraktion hat der 
Landtag dazu im Jahr 
2014 einen Beschluss ge-
fasst, der jetzt von der 
Landesregierung umge-
setzt werden muss. Aller-
dings sieht dieser Antrag 
wichtige Forderungen der 
CDU nicht vor, die für 
eine bessere deutsch-
polnische Zusammenar-
beit im Bildungsbereich 
förderlich gewesen wäre. 
Dieses Vorhaben schei-
terte an dem Willen un-
seres Koalitionspartners 
SPD. Im Bereich der 
deutsch-polnischen Bil-
dungszusammenarbeit 
gibt es zahlreiche Bau-
stellen. Die größten Bau-
stellen bestehen im Be-
reich des Unterrichts und 
der weiteren Ausgestal-
tung der internationalen 

nen. Wir teilen die Ein-
schätzung, dass beim Er-
lernen von Polnisch als 
erste Fremdsprache die 
Chancen der Grenzregion 
besser genutzt werden 
können. Kitas können je-
derzeit ein entsprechen-
des Sprachprofil anbie-
ten. Grundlage hierfür 
sind die in § 1 Absatz 1 
des KiföG M-V formulier-
ten Ziele und Inhalte. 

Verpflichtung  für sinn-
voll. Ein frühzeitiges und 
aufbauendes Erlernen der 
polnischen Sprache eröff-
net Schülerinnen und 
Schüler größere Potenzi-
ale in der Region und för-
dert das Zusammen-
wachsen der Grenzregion. 

grundsätzlich ein begrü-
ßenswerter Ansatz, wenn 
die Eltern dabei ein 
Wahlrecht haben, ob sie 
bei der Umkehrung mit-
gehen wollen oder sich 
doch lieber für eine kon-
ventionelle erste Fremd-
sprache entscheiden. 

5. Wie stehen Sie grund-
sätzlich dazu, eine bil-
dungspolitische Defini-

vorzunehmen, um mit 
Sonderregelungen den 
frühen und durchgängi-
gen Nachbarspracher-
werb bis in die Berufliche 
Ausbildung zu fördern? 

SPD: Siehe Frage 1 und 
3. 

DIE LINKE: Dafür ist es 
unserer Meinung nach 
nicht notwendig, den Be-

dungspolitisch zu defi-
nieren. Die vorhandenen 
Regelungen müssen 
überarbeitet und vervoll-
ständigt werden, damit 
der Sprachenerwerb bes-
ser möglich ist. Eine be-
sondere Definition ist 
nicht hilfreich, um Vo-
raussetzungen für den 
Bildungsbereich zu schaf-
fen. 

GRÜNE: Für die Weiter-
entwicklung der Bil-
dungsangebote ist es 
notwendig, zu untersu-
chen, in welchem geogra-
phischen Raum der Be-
darf für den Erwerb der 
polnischen Sprache und 
die Entwicklung zur zwei-
sprachigen Region be-
sonders relevant ist. 

FDP: Ohne Einschrän-
kung positiv. 

6. An der Grundschule 
Löcknitz wurde eine 
zweisprachige Alphabeti-
sierung aller Schüler/-in-
nen begonnen. Jetzt 
kommt es darauf an, die-
ses Angebot in der Regio-
nalen Schule und im 

SPD: Die Fragen 6 und 7 
wurden zusammen be-
antwortet. Die SPD enga-
giert sich auf kommuna-
ler und Landesebene seit 
vielen Jahren für den 
Fremdsprachenunterricht 
der polnischen Sprache. 

DIE LINKE: Selbstver-
ständlich muss das An-
gebot in die Unterrichts-
versorgung der jeweiligen 
Schule dauerhaft einflie-
ßen. 

GRÜNE: BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN setzen 
sich klar für Erhalt und 
Fortführung des Ange-
bots ein. 

FDP: Ohne Einschrän-
kung positiv. 
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Gymnasium weiterzufüh-
ren. Wie stehen Sie dazu, 
insbesondere zur Not-
wendigkeit des Erhalts 
und zur Fortführung des 
Angebots die erhöhten 
Personalstunden abzusi-
chern? 

Wir werden auch in Zu-
kunft dafür sorgen, dass 
das Land der Grundschule 
Löcknitz - die zur Fort-
führung der zweisprachi-
gen Alphabetisierung - 
notwendigen Personal-
ressourcen zur Verfügung 
stellt. Mit dem Polnisch-
Unterricht für Mutter-
sprachler/innen verfügt 
Löcknitz über ein weite-
res Vorzeigeprojekt, dass 
ein Symbol für das immer 
stärkere Zusammen-
wachsen in der deutsch-
polnischen Grenzregion 
ist. Der von den Schulen 
gewünschte durchgän-
gige Spracherwerb der 
Polnischen Sprachen von 
der Grundschule bis zur 
Beruflichen Schule bedarf 
eines breitangelegten 
Sprachkonzeptes, das wir 
in der kommenden Legis-
laturperiode entwickeln 
wollen. Bei der Erarbei-
tung des Sprachkonzep-
tes wollen wir die in 
Löcknitz und anderen 
Schulen der Grenzregion 
gewonnen Erfahrungen 
und Vorschläge einbezie-
hen. 

Zusammenarbeit. Die 
CDU-Fraktion hat beim 
Koalitionspartner mehr-
fach vergeblich dafür ge-
worben, einen deutsch-
polnischen-Bildungsbei-
rat einzuberufen, der die 
Stärkung der Bildungszu-
sammenarbeit fachlich 
begleitet und zu einer 
Verstetigung der beste-
henden Angebote und zu 
einem Ausbau beitragen 
soll. Die CDU-Fraktion ist 
nach wie vor der Auffas-
sung, dass es eines sol-
chen Beirates dringend 
bedürfte. 

7. An der Regionalen 
Schule Löcknitz gibt es 
erste Versuche von Pol-
nisch als Herkunftsspra-
che für polnische Mutter-
sprachler/-innen. Möch-
ten Sie dies als ordentli-
ches Schulfach in der 
Grenzregion verankern? 

DIE LINKE: Natürlich, 
denn jede polnische 
Schülerin und jeder polni-
sche Schüler muss die 
Gelegenheit haben, an 
der Schule die orthografi-
schen und grammatikali-
schen Grundlagen der 
Muttersprache erwerben. 

GRÜNE: Da an der 
Grundschule Löcknitz 
zum Teil bereits 50 Pro-
zent der Schülerinnen 
und Schüler aus Polen 
stammen, beseht der Be-
darf für Polnisch als Her-
kunftssprache schon im 
Primarbereich. Zum Er-
halt der Zweisprachigkeit 
sollte ein entsprechendes 
Angebot auch für weiter-
führende Schulen existie-
ren. Es gibt in der Didak-
tik allerdings auch An-

nisch als Herkunftsspra-

meinsamen sowie bin-
nendiffernzierten Lehrin-
halten zu verbinden. 

FDP: Ja, wenn die Aus-
wertung der genannten 
Unterrichtsversuche 
ergibt, dass ein solcher 
Unterricht notwendig ist, 
wobei es vor allem um 
die Beherrschung der 
Herkunftsschriftsprache 
gehen dürfte. (In der Re-
gel pflegen Polen, die in 
Deutschland ansässig 
werden, weiterhin ihre 
Sprache und geben sie 
gern an die Nachfolgege-
neration weiter.) 

8. Wie kann das Land MV 
langfristig dafür sorgen, 
dass das Interesse für die 
Sprache und Kultur Po-
lens bei Schüler/-innen 
und Eltern geweckt wird? 

SPD: Das Interesse an ei-
ner Sprache hängt vor al-
lem davon ab, ob Eltern 
sowie Schüler/innen da-
von überzeugt sind, dass 
die Sprache in Zukunft 

DIE LINKE: Die internati-
onale Verkehrssprache 
Englisch ist in Polen und 
Deutschland eine starke 
Konkurrenz zur Sprache 
des Nachbarlandes. 

GRÜNE: Obwohl Stettin 
für M-V die nächstgele-
gene Metropole ist und 
eine große gemeinsame 
Landgrenze besteht, ist 
Polen nicht ausreichend 

FDP: Unter anderem 
durch die von Ihnen oben 
aufgezeigten Ansätze in 
der schulischen Ausbil-
dung. Das Erlernen der 
Sprache sollte aber auch 
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gebraucht wird. Bereits 
heute werden mehr als 
110 deutsch-polnische 
Schulpartnerschaften ak-
tiv gepflegt. Die SPD wird 
auf allen Ebenen die 
Schulen dabei unterstüt-
zen. Ebenso wichtig ist es 
aber auch, dass Polen 
auch als wichtiger Wirt-
schaftspartner darge-
stellt wird, um die zuneh-
mende Bedeutung für 
das künftige Berufsleben 
hervorzuheben. 

Durch wesentlich unbüro-
kratisches Handeln, zu 
dem aber die rechtlichen 
Voraussetzungen derzeit 
nicht gegeben sind, kön-
nen bessere Austausch- 
und Kennlernmöglichkei-
ten lebensnah geschaf-
fen werden. Das Nach-
barland muss erlebbar 
und spürbar werden, da-
mit das Interesse am 
Land, der Kultur und der 
Sprache geweckt wird. 

im Fokus von Politik, 
Wirtschaft und Gesell-
schaft. So gibt es z. B. ein 
vergleichbar großes Fo-
rum wie den Russlandtag 
für das Nachbarland Po-
len nicht. Viele Angebote 
für Jugendliche sind stär-
ker auf die westlichen 
Nachbarn ausgerichtet. 
Wir wollen grenzüber-
greifende Bildungs- und 
Kulturprojekte sowie 
Schul-, Hochschul- und 
Städtepartnerschaften 
stärker fördern. 

in der Erwachsenenbil-
dung verstärkt fokussiert 
werden. Bildungsreisen 
etc. von etwa Mitarbei-
tern in der kommunal- 
und Landesverwaltung 
wären eine Möglichkeit. 
Überdies gibt es sicher-
lich hinreichend Kontakt-
zonen auf wirtschaftli-
cher und zivilgesell-
schaftlicher Ebene. Dies 
kann und sollte Politik 
unterstützen. 

9. Polen kommt als 
Thema kaum in Schulen 
in MV vor. Weder in Ge-
schichte, Sozialkunde o-
der Deutsch arbeiten die 
regulären Unterrichtsma-
terialen mit polnischen 
Beispielen. Wie kann das 
Land dabei unterstützen, 
dass unser östliches 
Nachbarland stärker ins 
schulische Bewusstsein 
rückt? 

SPD: Das Deutsch-Polni-
sche Geschichtsbuch, 
dass auf einer Idee unse-
res Außenministers 
Frank-Walter Steinmeier 
basiert, ist ein gutes Bei-
spiel, wie es Polen und 
Deutschen gemeinsam 
gelingen kann, das je-
weils andere Land stärker 
in das schulische Be-
wusstsein zu rücken. Po-
len muss jedoch insge-
samt stärker ins Be-
wusstsein gerückt wer-
den. Mit der Stettiner Er-
klärung haben wir betont, 
dass eine engere Zusam-
menarbeit zwischen MV 
und Polen auf allen Ebe-
nen in Zukunft immer 
wichtiger sein wird. 

DIE LINKE: Im Schuljahr 
2016/2017 wird der erste 

-Pol-
nischen Geschichtsbu-

und Band 3 werden fol-
gen. Die Rahmenpläne 
der einzelnen Schularten 
geben zu 60 Prozent den 
Inhalt des Unterrichts 
vor, 40 Prozent werden 
an den Schulen in eigener 
Verantwortung erarbei-
tet. Somit steht einer in-
tensiveren Befassung mit 
polnischen Hintergrün-
den und Beispielen der-
zeit nichts im Wege. 

GRÜNE: Angesichts be-
reits übervoller Lehrpläne 
treten wir für mehr fä-
cherübergreifendes und 
vernetztes Lernen ein. 
Die derzeitigen Rahmen-
pläne schlagen z. B. im 
Fach Geschichte mehr-
fach die Darstellung am 
Beispiel Polens sowie das 

die Hürden eher in der 
Praxis, darum plädieren 
wir für entsprechende 
Lehrerfortbildungen, die 
Bereitstellung von Unter-
richtsmaterialien sowie 
die stärkere schulorgani-
satorische Unterstützung 
von fächerübergreifenden 
Ansätzen. 

FDP: Deutsche und Polen 
verbindet (und trennt) 
eine lange gemeinsame 
Geschichte. Insbesondere 
der Sachkunde-, später 
der Geschichts- und Geo-
graphieunterricht kann 
Module zu Berührungs-
punkten zwischen beiden 
Ländern umfassen. Auf 
informeller Ebene können 
Möglichkeiten zur wech-
selseitigen Begegnung 
forciert werden, etwa 
durch die schon ange-
sprochenen bezuschuss-
ten Ausflüge. 
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10. Wie stehen sie zu der 
Idee der Benennung einer 
oder eines Beauftragten 
für die deutsch-polnische 
Bildungszusammenar-
beit in MV bei der Lan-
desregierung als An-
sprechperson für Bil-
dungsträger, Vereine und 
öffentliche Institutio-
nen? 

SPD: Die SPD Mecklen-
burg-Vorpommern hat 
dafür gesorgt, dass mit 
dem aktuellen Jahr 2016 
Geld für die Einrichtung 

stelle Deutsch-Polnische 
Bildungszusammenar-
beit Mecklenburg-Vor-

deshaushalt eingestellt 
wurden. Damit sind die 
Sach- und Personalkos-
ten für eine Koordinie-
rungsstelle gesichert. Wir 
werden dafür Sorge tra-
gen, dass auch nach 2017 
die erforderlichen Mittel 
bereitgestellt werden. 

DIE LINKE: Die Kommu-
nalgemeinschaft Euro-
paregion POMERANIA e. 
V. betreibt gleichzeitig 
das Sekr

Die deutschpolnische Bil-
dungszusammenarbeit 
ist bereits heute im Bil-
dungsministerium in per-
sönlicher Zuständigkeit 
bei der jeweiligen Staats-
sekretärin/jeweiligen 
Staatssekretär. 

GRÜNE: In dieser Legis-
latur war diese Aufgabe 
beim Bildungsstaatssek-
retär angesiedelt. Aus 
unserer Sicht ist das En-
gagement unter den 
Möglichkeiten geblieben. 
Entscheidend ist, dass 
eine kompetente und ko-
ordinierende Ansprech-
person vorhanden ist. Wir 
sind aber nicht sicher, ob 
dafür die Funktion ei-

notwendig ist. Eine sol-
che Bezeichnung signali-
siert meist eine gewisse 
Regierungsunabhängig-
keit, während es hier um 
eine stärkere Einbezie-
hung in die Regierungsar-
beit geht. 

FDP: Es müsste gerech-
terweise einen Beauf-
tragten für die Bildungs-
zusammenarbeit mit al-
len Nachbarländern 
Mecklenburg-Vorpom-
mern geben. Sicher be-
steht zwischen Deutsch-
land und Polen nicht zu-
letzt geschichtlich be-
dingt ein besonderes Ver-
hältnis, im zusammen-
wachsenden Europa geht 
der Blick aber mehr und 
mehr zu Großräumen wie 
dem südlichen Baltikum. 

11. Wie bewerten Sie die 
Einführung einer Fachbe-
raterin Polnisch für Lehr-
kräfte auf Landesebene 
beim Schulamt Greifs-
wald. Sehen Sie Nach-
besserungsbedarf? 

SPD: Die Einführung ei-
ner Fachberaterin für Pol-
nisch durch den Bil-
dungsminister ist eine 
richtige und wichtige 
Entscheidung gewesen, 
da dadurch der Minister 
signalisiert hat, dass das 
Land dem Fremdspra-
chenunterricht eine hö-
here Priorität einräumt. 
Durch die Auswahl einer 
anerkannten Lehrkraft 
aus der Grenzregion ist 
zudem gewährleistet, 
dass eine Beratung und 
Unterstützung dort zeit-
nah erfolgen kann, wo die 
meisten Schüler/innen in 

DIE LINKE: In allen 
Schulämtern mangelt es 
an Beratungsstrukturen. 
Lediglich 35 Unterrichts- 
und Schulberater stehen 
für die 500 Schulen und 
knapp 12000 Lehrkräfte 
zur Verfügung. Eine Ver-
dopplung der Beraterin-
nen und Berater ist zwin-
gend erforderlich. Im 
Rahmen des Aufbaus ei-
nes umfassenden Bera-
tersystems ist es auch 
notwendig, die Stelle für 
den Bereich der polni-
schen Sprache zu schaf-
fen. 

GRÜNE: siehe Frage 14 FDP: Dies ist eine gute 
Initiative. Es muss konti-
nuierlich darauf geachtet 
werden, dass das Bil-
dungsministerium in MV 
und die polnische Seite 
effektiv zusammenarbei-
ten. 
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der polnischen Sprache 
unterrichtet werden. 

12. Keine der Kitas in 
Grenznähe zu Polen bie-
tet bilingualen Spracher-
werb Polnisch an, obwohl 
sich dies anbieten würde. 
Untersuchungen der Uni-
versität Greifswald zei-
gen, dass dies v.a. auf die 
Personalsituation zu-
rückzuführen ist (kaum 
muttersprachliche Erzie-
her aus Polen, schlechter 
Personalschlüssel). Wel-
che Maßnahmen planen 
Sie zur Förderung bilin-
gualer Kitas in MV? 

SPD: Die Etablierung bi-
lingualer Kitas wäre be-
reits heute möglich, 
bspw. auch über das Ein-
binden von Sprachlern-
elementen in den Alltag 
der Kita über Dritte, die 
nicht zum pädagogischen 
Fachpersonal gehören. 
Hier wäre insbesondere 
auch der örtliche Träger 
der öffentlichen Jugend-
hilfe gefordert, die sich 
ändernden Bedarfe ins-
besondere in den grenz-
nahen Gemeinden zu 
Stettin aufzugreifen. 

DIE LINKE: Die Anerken-
nung von ausländischen 
Bildungs- und Berufsab-
schlüssen muss erleich-
tert werden, um verstärkt 
auch polnischsprachige 
Erzieher/innen einsetzen 
zu können. Notwendige 
Fort- und Weiterbildun-
gen, die zur Anerkennung 
als pädagogische Fach-
kraft führen, müssen un-
kompliziert zugänglich 
sein und berufsbeglei-
tend erfolgen können. 
Für mehr Qualität in 
Kitas und individuelle 
Förderangebote fordern 
wir die Verbesserung der 
Fachkraft-Kind-Relation 
und mehr Zeit für die 
mittelbare pädagogische 
Arbeit. 

GRÜNE: Wir wollen die 
Anerkennung der Ab-
schlüsse polnischer Erzie-
herinnen und Erzieher er-
leichtern und für sie zu-
gleich die Möglichkeit 
zum Erwerb der deut-
schen Sprache verbes-
sern. Wir unterstützen 
die Entwicklung von 
Lehrwerken und Bil-
dungskonzeptionen  
aufbauend ab der früh-
kindlichen Bildung. Den 
Personalschlüssel wollen 
wir schrittweise verbes-
sern, für eine zeitnahe 
Erhöhung der Zahl bilin-
gualer Kitas sind aber ei-
gene Förderinstrumente 
notwendig. 

FDP: Die Kitas in MV 
müssen deutlich besser 
ausgestattet werden. 
Dazu zählt die deutliche 
Aufstockung mit Perso-
nal. In diesem Zusam-
menhang kann auch die 
Förderung bilingualer 
Kitas in Angriff genom-
men werden, da frühzei-
tiger Fremdsprachener-
werb ohne Zweifel eine 
Schlüsselqualifikation 
nicht nur im vereinigten 
Europa darstellt. Sie 
muss auch zu einem frü-
hen Zeitpunkt in Angriff 
genommen werden, da 
sich Konzepte, an denen 
immer wieder nachge-
bessert werden muss, in 
der Regel nicht bewäh-
ren. 

13. Setzen Sie sich dafür 
ein, berufsspezifisches 
Polnisch an den Berufli-
chen Schulen in der 
Grenzregion und Koope-
rationsprojekte mit polni-
schen Berufsschulen zur 
Kompetenzerweiterung 
in bestimmten Berufs-
zweigen zu fördern? 

SPD: Polnische und deut-
sche Berufsschulen pfle-
gen seit vielen Jahren ei-
nen engen Kontakt und 
haben 2015 vereinbart, 
sich in Zukunft noch 
stärker zu vernetzen. Da-
bei profitieren Lehr-
kräfte, Schüler/innen 
beider Seiten von den Ko-
operationen ihrer deut-
schen und polnischen Be-
rufsschulen. Wir werden 
Beruflichen Schulen über 
die Grenzregion hinaus 

DIE LINKE: Wichtig ist 
zunächst, dass alle Be-
rufsschulen im Land eine 
verbesserte Unterrichts-
versorgung erhalten so-
wie die Bedingungen für 
eine langfristige Planung 
Berufsausbildung ge-
schaffen werden. Wenn 
das gesamte Berufs-
schulsystem mit verbes-
serten Rahmenbedingun-
gen ausgestaltet ist, 
sollte in einem zweiten 
Schritt  vergleichbar mit 

GRÜNE: Das Land M-V 
muss das Ziel haben, an 
den Berufsschulen mög-
lichst gute Chancen für 
eine berufliche Perspek-
tive zu schaffen. Dazu 
gehören gegebenenfalls 
berufsfachlicher Frem-
densprachenunterricht 
und ähnliche Angebote. 
Da die Zielgruppe hierfür 
allerdings noch einmal 
deutlich kleiner ist als für 
den allgemeinen Fremd-
sprachenunterricht, ist 

FDP: Gerne nehmen wir 
hierzu Ihre konkreten 
Vorschläge in unsere poli-
tische Agenda auf. 



- 8 - 
 
 
 

 
 

dabei unterstützen, 
wenn sie sich mit ihren 
polnischen Partnerschu-
len stärker vernetzen 
wollen, um beispiels-
weise den Sprach- und 
Wissenserwerb zu ver-
bessern. 

Brandenburg  in der 
Grenzregion der zusätzli-
che Sprachenerwerb un-
ter berufsspezifischen 
Aspekten erfolgen und 
mit dem Erwerb eines 
Zertifikates abgeschlos-
sen werden. 

für ein solches Angebot 
jeweils eine vorherige Be-
darfsanalyse nötig. Alter-
nativ bietet sich auch die 
Förderung entsprechen-
der Fortbildungsange-
bote an. 

14. Wie bewerten Sie die 
Zahl der Polnischlehr-
kräfte im Land? Bildet 
MV genug Polnischlehr-
kräfte aus? Sehen Sie 
Handlungsbedarf bei der 
Lehramtsausbildung  
bspw. hinsichtlich der 
Einführung von Polnisch 
an der Grundschule? 

SPD: Die Zahl der Pol-
nischlehrkräfte in MV be-
wertet die SPD als gut. 
MV bildet an der Univer-
sität Greifswald Lehr-
kräfte für Polnisch selbst 
aus. In der grenznahen 
Region sind an den Schu-
len des Landes zudem 
sehr gut qualifizierte pol-
nische Lehrkräfte tätig. 
Studierinteressierte kön-
nen sich in jedem Winter-
semester zulassungsfrei 
und sofort für das Lehr-
amtsstudium der Polni-
schen Sprache einschrei-
ben. Es wäre wünschens-
wert, wenn sich mehr 
Lehramtsstudierende für 
das Fach Polnisch ent-
scheiden würde. 

DIE LINKE: In einem ers-
ten Schritt muss die ge-
genseitige Anerkennung 
des Lehramtsstudiums 
erfolgen und in einem 
zweiten Schritt müssen 
die Kapazitäten berech-
net werden, um aussage-
kräftige Daten zu erhal-
ten, welche Anzahl von 
Polnischlehrkräften in 
welchen Zeiträumen not-
wendig sind, um dann die 
Studienkapazitäten dem 
Bedarf anzupassen. 

GRÜNE: Die derzeit we-
niger als 20 Lehrkräfte 
genügen nicht für ein 
durchgängiges Polnisch-
Angebot. Es gibt in M-V 
(Uni Greifswald) pro Jahr 
je 10 Erstsemesterplätze 
für das Lehramt Gymna-
sium und Regionale 
Schule. Nötig sind aber 
auch Referendariats-
plätze im Anschluss  in 
den letzten Jahren gab es 
die für Polnisch nur ver-
einzelt, was zu Abwande-
rung führte. Dann ist 
auch eine Fachberaterin 
erforderlich. Für das 
Lehramt Grundschule 
wäre eine Kooperation 
mit der Uni Rostock not-
wendig. 

FDP: Wir stehen zur Frei-
heit in Forschung und 
Lehre an den Universitä-
ten im Land. Mithin liegt 
es im Ermessen der 
Hochschulen einen Be-
darf zu ermitteln bzw. 
entsprechende Angebote 
vorzuhalten. Wir werden 
den Universitäten mithin 
nichts vorschreiben, uns 
aber für eine auskömmli-
che Finanzierung einset-
zen. 

15. Wie stehen Sie zu der 
Forderung, regelmäßig 
Lehrerfortbildungen für 
alle Polnischlehrkräfte im 
Land anzubieten? 

SPD: Fort und -weiterbil-
dungen von Lehrkräften 
sind generell sehr sinn-
voll. Daher hat die SPD 
die Haushaltsmittel für 
das Institut für Quali-
tätsmanagement Meck-
lenburg-Vorpommern 
(IQMV) deutlich verbes-
sert, um zusätzliche 

DIE LINKE: Regelmäßige 
Fortbildungen sind eine 
Pflicht und ein Recht je-
der Lehrkraft, unabhän-
gig der Fachkombination. 
Dies gilt selbstverständ-
lich auch für die Polnisch-
lehrkräfte im Land. 

GRÜNE: Lehrerfortbil-
dungen halten wir für 
sinnvoll und wichtig, ins-
besondere im Hinblick 
auf eine mögliche Erwei-
terung des Fremdspra-
chenangebots. 

FDP: Uneingeschränkt 
positiv. 
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Fort- und Weiterbil-
dungsangebote bedarfs-
gerecht anzubieten. 

16. Wie bewerten Sie die 
Anzahl von Lehrer/-in-
nen, die aktuell am 
deutsch-polnischen Leh-
rer/-innenaustausch teil-
nehmen? 

SPD: Es könnten mehr 
Lehrkräfte am Lehreraus-
tausch mit Polen, Molda-
wien und den baltischen 
Ländern teilnehmen, als 
es derzeit tun. Die zur 
Verfügung stehenden 
Mittel in Höhe von jähr-
lich 723.200 Euro sind 
vollkommen ausreichend, 
da sie nur etwa zur Hälfte 
verwendet werden. Wir 
halten diesen großzügi-
gen Ansatz dennoch für 
gerechtfertigt, da 
dadurch deutlich wird, 
wie wichtig der Aus-
tausch von Lehrkräften 
ist. 

DIE LINKE: Eine Bewer-
tung von einer Anzahl ist 
nur dann möglich, wenn 
man sie ins Verhältnis 
zur Teilnahme an allen 
anderen möglichen Pro-
grammen und Angeboten 
und ins Verhältnis zum 
Bedarf setzt. Der stei-
gende Bedarf zeigt, dass 
der Lehrer/-innenaus-
tausch ausgebaut werden 
sollte. 

GRÜNE: Der Lehreraus-
tausch mit Polen, Molda-
wien und baltischen Län-
dern liegt unter den Er-
wartungen. Von zunächst 
10 geplanten Austausch-
stellen wurden 2014 nur 
6 besetzt und 2015 nur 
vier. Ab dem 1. August 
2015 waren dann ledig-
lich 3 Lehrkräfte im Aus-
tausch. Da die Mittel für 
den Austausch weiter be-
reit stehen, sollte das 
Land bei den eigenen 
Lehrkräften stärker für 
diese Möglichkeit wer-
ben. 

FDP: Hierzu liegen uns 
leider keine qualifizierten 
Daten vor. Aber gerne 
lassen wir uns von Ihnen 
entsprechend informie-
ren. 

17. Halten Sie das Ange-
bot von Polnischunter-
richt an Hochschulen in 
MV (nicht innerhalb des 
Lehramts) für ausrei-
chend? 

SPD: Der überwiegende 
Teil der Hochschulen bie-
tet Studierenden und Be-
schäftigten die Möglich-
keit an Polnischunter-
richt ihrer Fremdspra-
chenzentren teilzuneh-
men. Die Angebote orien-
tieren sich an der Nach-
frage durch die Studie-
renden und werden durch 
die Sprachzentren der 
Hochschulen beworben. 
Daher ist das vorhandene 
Angebot ausreichend. 

DIE LINKE: An den Uni-
versitäten Rostock und 
Greifswald werden der-
zeit Kurse zum Erlernen 
der Sprache Polnisch bis 
zur Stufe A 2 angeboten. 
Bei entsprechendem Be-
darf müssen diese Ange-
bote ausgeweitet wer-
den. Damit entsprechen-
der Bedarf entsteht, soll-
ten gerade die Hochschu-
len, die mit polnischen 
Hochschulen und ande-
ren polnischen Partnern 
zusammenarbeiten, aktiv 
für das Erlernen der pol-
nischen Sprache werben. 

GRÜNE: Die Bewertung 
des Angebots hängt auch 
von der Nachfrage ab. 
Das Angebot beschränkt 
sich im Wesentlichen auf 
wenige Kurse auf Niveau-
stufe A1/A2, was für die 
Entwicklung der grenzna-
hen Region und die Er-
weiterung des Unter-
richtsangebots als zu ge-
ring erscheint. 

FDP: Siehe Frage 14. 
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18. Sehen Sie Möglich-
keiten, die Kompetenzen 
bei den Menschen bzgl. 
Sprache und Kultur über 
das Nachbarland in der 
Erwachsenenbildung zu 
erhöhen? 

SPD: Es ist nie zu spät, 
eine neue Kultur und 
Sprache zu lernen. Dies 
ist lebenslang möglich. 
Aus diesem Grund setzen 
wir uns auch für die Mög-
lichkeit des Lebenslan-
gen Lernens ein. Eine 
wichtige Möglichkeit da-
für bieten die Volkshoch-
schulen des Landes. An 
diesen gibt es zahlreiche 
Angebote um das Land 
Polen und seine Kultur 
kennenzulernen sowie 
die polnische Sprache zu 
erlernen. Die Volkhoch-
schulen überarbeiten re-
gelmäßig ihr Angebot 
und können sich auf neue 
Bedarfe schnell neu ein-
stellen. 

DIE LINKE: Ja, an den 
Hochschulen und Volks-
hochschulen sollten mehr 
entsprechende Kurse an-
geboten werden. Außer-

-
Express  der mobilen 

mehr erwachsene Men-
schen erreicht werden. 
Die polnischen Kultur-

ten vielen Menschen die 
Möglichkeit, unsere pol-
nischen Nachbarn besser 
kennen zu lernen. Der Be-
stand des Institutes für 
Slawistik an der Universi-
tät Greifswald  

mitgestaltet- ist weiter 
zu stärken. 

GRÜNE: Die Erwachse-
nenbildung ist zur Zeit 
sogar ein wesentlicher 
Pfeiler für die Sprach- 
und Kulturvermittlung, 
zum Beispiel bieten eine 
Reihe von Volkshoch-
schulen Polnischkurse 
an. Die berufliche Weiter-
bildung kann gerade in 
der Grenzregion noch 
mehr Angebote mit Blick 
auf den polnischen Nach-
barn anbieten. Gleiches 
gilt für die Angebote im 
Rahmen der Bildungsfrei-
stellung. 

FDP: Es gibt vielfältige 
Möglichkeiten, sich über 
Polen zu informieren. Das 
wesentliche Problem ist, 
dass die Angebote nicht 
nachgefragt werden. Des-
halb gilt es, die vorhan-
denen Angebote bekann-
ter zu machen. 

19. In den vergangenen 
Jahren wurden im INTER-
REG V A Programm, Prio-
ritätsachse Bildung, vor-
nehmlich investive Maß-
nahmen an Einzeleinrich-
tungen realisiert, wie ste-
hen Sie zu der Forderung 
den Schwerpunkt v.a. auf 
inhaltliche Projekte mit 
dem Schwerpunkt Förde-
rung des Nachbarsprach-
erwerbs zu verschieben? 

SPD: In den letzten fünf 
Jahren wurden viele Bil-
dungsprojekte aus diver-
sen EU-Programmen ge-
fördert. Die SPD-geführte 
Landesregierung hat sich 
dafür eingesetzt, dass 
Bildung im neuen opera-
tionellen Programm eine 
exponierte Stellung ein-
nimmt. Ein erstes Ergeb-
nis ist beispielsweise, 
dass ein Projekt zum 
durchgängigen Erwerb 
der Nachbarsprache in 
der Grenzregion vorberei-
tet wird. Im Rahmen ei-
nes INTERREG V A-Pro-
jekts soll der Erwerb der 

DIE LINKE: Erst, wenn 
die investiven Maßnah-
men abgeschlossen sind, 
kann eine Intensivierung 
der inhaltlichen Projekte 
erfolgen. Allerdings set-
zen Förderungen über 
das INTERREG VA Pro-
gramm immer Kooperati-
onen mit dem Nachbar-
land voraus. Es ist dem-
entsprechend notwendig, 
dass eine Intensivierung 
der inhaltlichen Gestal-
tung beidseitig erfolgt. 

GRÜNE: Ziel ist es, die 
Rahmenbedingungen für 
den Spracherwerb und 
die deutsch-polnischen 
Bildungszusammenar-
beit zu verbessern. Die 
bislang erfolgten Investi-
tionen in Schulbauten u. 
ä. halten wir darum für 
sinnvoll. Zu den Rah-
menbedindungen gehö-
ren aber auch konzeptio-
nelle Arbeiten, die Siche-
rung des Personalbedarfs 
und ähnliche Fördermaß-
nahmen. Dies wird aus 
unserer Sicht grundsätz-
lich bereits berücksichtigt 

FDP: Uneingeschränkt 
positiv. 
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Nachbarsprache vom Kin-
dergarten bis zum Abitur 
gefördert werden. 

und sollte in der Schwer-
punktsetzung noch stär-
kere Beachtung finden. 

Verkehr 

20. Wie stehen Sie zu der 
Forderung des Wieder-
aufbaus der Karniner 
Brücke? 

SPD: Die Fragen 20, 21, 
22 und 23 wurden zu-
sammen beantwortet. 
Für Fern-, Nah- und Gü-
terverkehr gleichermaßen 
wichtig ist der Ausbau 
der Bahnstrecke Berlin  
Pasewalk  Stralsund auf 
eine Spitzengeschwindig-
keit von 160 km/h. Zur 
Verbesserung der Ver-
kehrsverbindungen im 
Ostteil des Landes setzt 
sich die SPD dafür ein, 
dass die Karniner Brücke 
in den Bundesverkehrs-
wegeplan aufgenommen 
wird. Der Verkehrsminis-
ter hat dementsprechend 
diese Maßnahme ange-
meldet. Um das heute 
bestehende Angebot im 
ÖPNV im Land aufrecht-
erhalten zu können, ist 
zwingend erforderlich, 
dass der Bund die Länder 
auch in der weiteren Zu-
kunft so mit Regionali-
sierungsmitteln ausstat-
tet, dass sie einen nach-
fragegerechten Schienen-
nahverkehr anbieten kön-
nen. Wir werden mit die-
sen Mitteln vor allem den 
Nahverkehr auf den be-
sonders nachgefragten 

CDU: Bereits in der Koali-
tionsvereinbarung hat 
sich die CDU für die erfor-
derliche Unterstützung 
für den Wiederaufbau der 
Karniner Brücke einge-
setzt. Dennoch bleibt zu 
berücksichtigen, dass 
seitens des Bundes ledig-
lich Infrastrukturprojekte 
in den Bundesverkehrs-
plan aufgenommen wer-
den, deren Kosten-Nut-
zen-Faktor ausreichend 
ist. Derzeit wird seitens 
des Bundes, aber auch 
seitens der polnischen 
Seite, die Bahnverbin-
dung Angermünde  
Stettin bevorzugt. 

DIE LINKE: Wir setzen 
uns seit Jahren dafür ein. 
Das Projekt muss Be-
standteil des Bundesver-
kehrswegeplans 2030 
(BVWP) werden. Beim 
Wiederaufbau der Karni-
ner Brücke bzw. einer di-
rekten Bahnverbindung 
Usedom-Berlin über die 
Peene handelt es sich um 
keine regionale, sondern 
international bedeut-
same Verbindung. Des-
halb sehen wir den Bund 
in der Verantwortung und 
auch die EU. Das Land M-
V könnte die Kosten da-
für nicht alleine schul-
tern. 

GRÜNE: Mit dem Wie-
deraufbau der Karniner 
Brücke würde sich der 
grenzüberschreitende 
Verkehr über Swin-
emünde positiv auf die 
deutsch-polnische Re-
gion auswirken. Wir un-
terstützen das Projekt 

dass es aus dem Bundes-
verkehrswegeplan 2030 
ausgeschieden ist. Wir 
vertreten die Auffassung 
des Aktionsbündnis Kar-
niner Brücke, dass die 
Strecke nach wie vor für 
den Fernverkehr gewid-
met ist. Wir werden uns 
auch in Zukunft für den 
Wiederaufbau politisch 
einsetzen. 

FDP: Uneingeschränkt 
positiv. 

21. Bei einer Zugfahrt 
von Stralsund, Greifs-
wald, Anklam nach Stet-
tin und umgekehrt, be-
trägt die Umstiegszeit in 
Pasewalk in der Regel 30 
Minuten. Was planen Sie 
zu unternehmen, um in 
Pasewalk die Umstiegs-
zeiten zu verkürzen und 
damit die Fahrzeiten aus 

CDU: Die Bestellung des 
Schienen-Personen-Nah-
verkehrs in Mecklenburg-
Vorpommern erfolgt 
durch die Verkehrsgesell-
schaft Mecklenburg-Vor-
pommern im Auftrag des 
Landes. Verträge werden 
langfristig gestaltet, um 
einen wirtschaftlichen 
Betrieb des Schienen-
Personen-Nahverkehrs zu 
ermöglichen. Bei einer 

DIE LINKE: Die Reisezei-
ten sind durch einen 
Taktfahrplan und durch 
einen Streckenausbau zu 
verkürzen. Die Strecke 
Stralsund-Berlin ist auf 
160 km/h und die Stre-
cke Bützow-Grambow 
(polnische Grenze) auf 
120 km/h auszubauen. 
Pasewalk ist Verknüp-
fungspunkt und muss 
diese Funktion wieder 

GRÜNE: Aufgrund der Er-
gebnisse eines von uns 
2016 in Auftrag gegebe-
nen Gutachtens zur Ver-
besserung des Schienen-
personennahverkehrs in 
M-V, forderten wir in der 
Landtagssitzung im Juli 
2016 die Landesregie-
rung auf, einen landes-
weiten Stundentakt und 
einen Integralen Takt-
fahrplan einzuführen. 

FDP: Es kann nicht nur 
darum gehen, Pasewalk 
als Umstiegsbahnhof at-
traktiver zu machen. Vor-
pommern muss insge-
samt besser in die Ver-
kehrsplanung der Deut-
schen Bahn eingebunden 
werden. Dies gilt es, so-
weit auf Landesebene 
möglich, zu forcieren. 
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vielen Orten Vorpom-
merns nach Stettin deut-
lich zu reduzieren? 

Strecken im Land stär-
ken. Wichtig ist die bes-
sere Verknüpfung von 
Schienenpersonenfern-
verkehr und Nahverkehr. 
Dazu wird der integrale 
Taktfahrplan für unser 
Land überprüft und wo 
notwendig, verbessert. 
Dort, wo Schienenverbin-
dungen aufgrund zu ge-
ringer Fahrgastzahlen 
nicht ökonomisch und 
ökologisch vernünftig be-
trieben werden können, 
setzt die SPD auf leis-
tungsfähigen Busverkehr 
und innovative Lösungen 
wie Ruf-Bus-Systeme, 
Anrufsammeltaxis oder 
E-Bikes. Um ein Umstei-
gen zu erleichtern, bedarf 
es an Bahn und Buskno-
tenpunkten ausreichend 
sicherer Abstellmöglich-
keiten für Autos, Fahrrä-
der und E-Bikes, an den 
Grenzen von Kreisen und 
kreisfreien Städten zu-
dem einer guten Verzah-
nung der Verkehre der 
verschiedenen Nahver-
kehrsanbieter. Dazu sind 
zunächst die Verkehrsun-
ternehmen vor Ort ge-
fragt, Lösungen zu erar-
beiten. Innovative und 
die Mobilität stärkende 
Nahverkehrskonzepte der 
Landkreise werden durch 
uns unterstützt. Gerade 

Neuausschreibung der 
Strecke werden wir da-
rauf hinwirken, dass die 
Umsteigezeiten in Pase-
walk optimiert werden. 

vollständig erfüllen. 
Würde die Strecke Berlin-
Stralsund vollständig 
durch den Fernverkehr 
bedient, stünden mehr 
Regionalisierungsmittel 
für den Nahverkehr zur 
Verfügung. 

Hiermit würden sich die 
Reisezeiten zwischen 
Stralsund und Stettin 
von 2.45 Uhr auf 2 Stun-
den, also insgesamt um 
45 Minuten verkürzen. 
Zudem würden die Züge 
anstatt aktuell zwei-
stündlich, stündlich ver-
kehren. 

22. Immer zahlreichere 
tägliche Pendler wohnen 
in Löcknitz und Umge-
bung und arbeiten in 
Stettin, ebenso pendeln 
zahlreiche Menschen aus 
Stettin nach Löcknitz o-
der Pasewalk zur Arbeit. 
Möchten Sie sich für at-
traktive Angebote für 
Pendler einsetzen, um sie 
vom Auto auf Zug und 
Bus zu bewegen? 

CDU: Ja. DIE LINKE: Ein bedarfs-
gerechtes attraktives An-
gebot ist notwendig, um 
mehr Verkehr auf Bahn, 
Bus und flexible Bedien-
formen zu verlagern. Wir 
wollen eine bessere Ver-
knüpfung der Angebote. 
Dazu soll ein im (Zwei-) 
Stundentakt bedientes 
Hauptnetz für Bus und 
Bahn geschaffen werden. 
Das Hauptnetz ist mit 
dem Nahverkehr an aus-
zubauenden Knoten-
punkten für bessere An-
schlüsse und leichtes 
Umsteigen zu verknüp-
fen und ein landesein-
heitliches einfaches und 
modernes Tarif-, Aus-
kunfts- und Fahrschein-
system einzuführen. 

GRÜNE: Generell setzen 
wir uns für eine Stärkung 
des Öffentlichen Nahver-
kehrs ein und wollen so-
mit eine Alternative zum 
motorisierten Individual-
verkehr schaffen. Inso-
fern bekennen wir uns 
klar zu einem attraktive-
ren ÖPNV-Angebot auf 
der Strecke Pasewalk  
Löcknitz - Stettin. 

FDP: Ja, insofern dies 
nicht zu einer Benachtei-
ligung bzw. Verdrängung 
von Autofahrern führt. 

23. Die Stadt Penkun 
liegt unweit des branden-
burgischen Bahnhofs 
Tantow, der Anschluss 
nach Stettin und Berlin 
bietet. Gleichzeitig liegt 
wenige Kilometer weiter 

CDU: Grundsätzlich be-
grüßen wir eine grenz-
überschreitende, durch-
gehende Buslinie mit 
Brandenburg und Polen, 
verweisen aber darauf, 
dass für den Öffentlichen 

DIE LINKE: Eine solche 
Buslinie würde eine we-
sentliche Verbesserung 
darstellen. Bei ÖPNV-An-
geboten darf nicht an 
Kreis- oder Landesgren-
zen Schluss sein. Eine 

GRÜNE: So weit eine 
Nachfrage für den grenz-
überschreitenden Verkehr 
zwischen Penkun, Tan-
tow und der polnischen 
Stadt Gryfino besteht, 

FDP: Uneingeschränkt 
positiv. 
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die polnische Stadt Gry-
fino mit ihren Einkaufs- 
und Freizeitmöglichkei-
ten (Schwimmbad, etc.). 
Eine grenzüberschrei-
tende, durchgehende 
Buslinie mit Brandenburg 
und Polen würde die Re-
gion erheblich aufwerten. 
Wie stehen Sie dazu? 

auch für den Tourismus 
sind familien- und behin-
dertenfreundliche Ver-
kehrslösungen sowie die 
Verbindung der Küsten- 
und Binnenlandurlaubs-
standorte mit den Zen-
tren und ihren touristi-
schen Highlights eine 
wichtige Standortvoraus-
setzung.  

Personen-Nahverkehr die 
Landkreise und kreis-
freien Städte zuständig 
sind. 

Zusammenarbeit darf 
nicht länger an unter-
schiedlichen Kompeten-
zen scheitern. Mobilität 
ist ein wichtiger Beitrag 
zum Zusammenwachsen 
und zum Stärken der 
Metropolregion Stettin. 
Dass es geht, wenn auch 
nicht konfliktfrei, zeigt 
der grenzüberschreitende 
Verkehr auf der Insel 
Usedom. 

befürworten wir die Ein-
richtung einer durchge-
henden Buslinie. 

Wirtschaft und Arbeit 

24. Es gibt viele Beispiele 
erfolgreicher beruflicher 
Mobilität zwischen West-
pommern und MV. Um 
die grenzüberschreitende 
Mobilität weiter zu för-
dern, wäre eine Möglich-
keit diese Beispiele sicht-
bar zu machen. Wie ste-
hen Sie dazu und werden 
Sie sich dafür einsetzen, 
dies umzusetzen? 

SPD: Für die Entwicklung 
Vorpommerns ist die 
wirtschaftliche Verflech-
tung mit Westpommern 
und der Anschluss an die 
Metropolregion Stettin 
wichtig. Berufliche Mobi-
lität zwischen Deutsch-
land und Polen ist einer 
solchen Entwicklung zu-
träglich. Öffentlichkeits-
arbeit für diese Mobilität 
sollte zuerst auf Ebene 
der Interessenvertretun-
gen von Industrie, Handel 
und Wirtschaft erfolgen. 
So ist u. a. die IHK Neu-
brandenburg mit dem 
Haus der Wirtschaft in 
Stettin sehr engagiert, 
was wir unterstützen. 

CDU: Ein dichtes Netz-
werk von grenzüber-
schreitenden Kontakten 
ist seit über 20 Jahren 
entstanden, und wird 
maßgeblich durch 100 
kommunale Partner-
schaften, über 100 Uni-
versitäts-, Fachhochschul 
und Schulpartnerschaf-
ten sowie zahlreiche 
Partnerschaften zwi-
schen Organisationen 
und Projektträgern ge-
staltet. Auch im Hinblick 
auf die berufliche Mobili-
tät steht die CDU einer 
weiteren Intensivierung 
dieser bilateralen Kon-
takte, zum Beispiel im 
Hinblick auf deren Sicht-
barkeit, sehr aufge-
schlossen gegenüber. 

DIE LINKE: Beispiele für 
die berufliche Mobilität 
zwischen Westpommern 
und MV sind noch in zu 
geringer Anzahl vorhan-
den, es gilt sie deshalb 
voranzustellen, um die 
bestehenden Chancen zu 
verdeutlichen. Ein inten-
siver Erfahrungsaus-
tausch über Mentoren 
muss gestärkt werden. 
Verständigungsprob-
leme, die es aufgrund von 
Sprachbarrieren gibt, 
müssen abgebaut wer-
den. Bei der Sprachkom-
petenz hat MV deutli-
chen Nachholbedarf. Die 
Spürbarkeit der von Ver-
waltungsgrenzen muss 
Stück für Stück reduziert 
werden. 

GRÜNE: Zur Sichtbarma-
chung grenzüberschrei-
tender Berufsausübung 
könnten aus unserer 
Sicht vor allem Unterneh-
men, Kammern und 
Wirtschaftsverbände ihre 
Best Practice veröffentli-
chen und somit gleichzei-
tig für einen weiteren Zu-
wachs an Arbeitskräften 
aus den Grenzregionen 
werben. In Zukunft wird 
die Kooperation bei der 
Ausbildung und dem 
Austausch von Fachkräf-
ten zwischen Deutsch-
land und Polen eine stär-
kere Rolle als bisher ein-
nehmen. Dazu sollte 
stärker in gemeinsame 
Projekte investiert wer-
den. 

FDP: Es ist sinnvoll, der-
artige Erfolgsgeschichten 
im Zusammenspiel mit 
Wirtschafts-, Unterneh-
mer- und Berufsbildungs-
verbänden öffentlich an-
zuerkennen. 

25. Das Land hat in den 
letzten Jahren ausführ-
lich die Bildung einer 

SPD: 

fraktion hat sich die SPD 

CDU: Um die Entwicklung 
der Sogwirkung Stettins 
zu beschleunigen, muss 

DIE LINKE: Wir begrüßen 
das Zusammenwachsen 

GRÜNE: Die gemeinsa-
men Wirtschaftsbezie-

FDP: Damit MV weiter 
vom anhaltenden Boom 
des Standorts Stettin 
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grenzüberschreitenden 
Metropolregion Stettin 
geplant. Wie stehen Sie 
dazu und welche Maß-
nahmen zu Ihrer Umset-
zung planen Sie? 

eindeutig zur Schaffung 

zivilgesellschaftliche-, 
wirtschafts-, wissen-
schaftliche- und kultu-
relle Zusammenarbeit in 
der Grenzregion zu för-
dern. 

sie gefördert und unter-
stützt werden. Unter-
schiedliche Verwaltungs-
strukturen, verbesserbare 
Infrastruktur-Abstim-
mungen oder eine lose 
Bildungszusammenarbeit 
sind dabei Baustellen auf 
dem Weg zur grenzüber-
schreitenden Zusam-
menarbeit. Diese Hemm-
nisse müssen beseitigt 
werden, damit die Poten-
tiale der Metropolregion 
Stettin auf den östlichen 
Landesteil wirksam aus-
strahlen und Impulse für 
Wachstum und Beschäf-
tigung erfolgen. 

und wollen die Metropol-
region Stettin zum Vor-
teil beider Seiten und 
zum Wohle der Men-
schen stärken und entwi-
ckeln. Die Zusammenar-
beit mit der Wojewod-
schaft Westpommern 
beispielsweise bei der 
Raumordnung oder im 
Erneuerbaren Energiebe-
reich ist fruchtend. Wie 
in der Metropolregion 
Hamburg sollte Projekt-
arbeit etwa zur Mobilität, 
zur touristischen/wirt-
schaftlichen Entwicklung 
und zum Abbau von 
Sprachbarrieren erfolgen. 

hungen sollten so ausge-
richtet sein, dass sie von 
den Menschen in der 
grenzüberschreitenden 
Region auch praktisch er-
fahrbar und dadurch ge-
schätzt werden. Vor die-
sem Hintergrund spre-
chen befürworten wir die 
Etablierung einer grenz-
überschreitenden Metro-
polregion Stettin. Die 
Landespolitik sollten die-
sen Prozess mit schlüssi-
gen Konzepten und effi-
zienten Förderungsein-
richtungen ganz wesent-
lich unterstützen. 

profitieren kann, ist am 
Plan einer grenzüber-
schreitenden Metropolre-
gion dringend festzuhal-
ten. Vorrangig sind dabei 
die Verquickung von Inf-
rastruktur, insbesondere 
Straßen und (digitale) 
Kommunikationswege, 
sowie der Abbau bürokra-
tischer Hemmnisse. Die 
deutsche wie die polni-
sche Seite müssen bei-
derseits daran arbeiten, 
dass beispielsweise noch 
Schwierigkeiten bei der 
wechselseitigen Aner-
kennung von Abschlüs-
sen entfallen. 

26. Halten Sie die Rah-
menbedingungen in MV 
für grenzüberschreitende 
wirtschaftliche Aktivitä-
ten, insb. im Bereich 
Dienstleistungen und 
Handwerk  gerade auch 
in der Grenzregion  für 
ausreichend? 

SPD: Von besonderer Be-
deutung ist die Zusam-
menarbeit im deutsch-
polnischen Grenzgebiet 
mit dem Ziel der gemein-
samen Entwicklung und 
Stärkung. Wir streben 
deshalb eine Mitglied-
schaft in der Metropolre-
gion Stettin an. Auch in 
Zukunft bleibt wichtig, 
die bilateralen Wirt-
schaftsbeziehungen - 
insbesondere im Bereich 
Dienstleistungen und 
Handwerk - zu intensivie-
ren. Eine bedeutende 
Rolle nimmt vor allem die 
Kooperation bei der Aus-
bildung und dem Aus-
tausch von Fachkräften 

CDU: Unterschiedliche 
Verwaltungsstrukturen, 
verbesserbare Infrastruk-
tur-Abstimmungen oder 
eine zu lose Bildungszu-
sammenarbeit begünsti-
gen diese Rahmenbedin-
gungen nicht. Der ge-
meinsame Binnenmarkt, 
Dienstleistungsfreiheit 
und die Arbeit der Kam-
mern und des dt. Hauses 
in Stettin sind bei grenz-
überschreitenden Aktivi-
täten hervorzuheben. 

DIE LINKE: Die Rahmen-
bedingungen haben sich 
stetig verbessert. Es ist 
nun an allen die Verein-
barungen mit Leben zu 
erfüllen. Die gegenseitige 
Anerkennung von Berufs-
abschlüssen muss weiter 
vereinfacht und die ge-
meinsame duale Ausbil-
dung deutscher und pol-
nischer Jugendlicher 
muss ausgebaut werden. 
Die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit insbeson-
dere die Anstrengungen 
zur Fachkräftesicherung 
müssen deutlich ver-
stärkt werden. Die stief-
mütterliche Behandlung 

GRÜNE: Im Bereich 
Dienstleistungen und 
Handwerk werden die 
vorhandenen Möglichkei-
ten von Förderungen 
nicht ausreichend in An-
spruch genommen, ob-
wohl das Kooperations-
programm INTERREG V A 
grenzüberschreitende 
Projekte zwischen deut-
schen und polnischen 
Partnern fördert. Die vor-
handenen Möglichkeiten 
sollten seitens der Lan-
desregierung stärker be-
worben werden. Auch die 
Kammern und Wirt-
schaftsverbände in den 
Grenzregionen könnten 

FDP: Nein, da es sehr 
viele bürokratische 
Hemmnisse gibt, es wer-
den beispielsweise nicht 
alle Abschlüsse gleicher-
maßen anerkannt. 
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zwischen MV und Polen 
ein. 

der Metropolregion Stet-
tin muss beendet wer-
den. 

in diesem Zusammen-
hang verstärkt für förder-
fähige Projekte werben. 

27. Wie möchten Sie eine 
grenzüberschreitende 
touristische Vermarktung 
gerade in den Regionen 
Usedom und Stettiner 
Haff fördern? 

SPD: Die Fragen 27 und 
28 wurden zusammen 
beantwortet. Wir werden 
die Landestourismuskon-
zeption und die Konzep-
tion im Kinder- und Ju-
gendtourismus fort-
schreiben. Insbesondere 
die ländlichen Räume, 
grenzüberschreitende 
Kooperationen, Werbung 
um ausländische Gäste 
und der barrierefreie Tou-
rismus müssen hierbei 
einbezogen werden. Das 
umfasst insbesondere 
auch die Weiterentwick-
lung der touristischen 
Infrastruktur, als auch 
die zunehmende Bereit-
stellung mehrsprachiger 
Gästeinformationen. Als 
wichtige Anreisemöglich-
keit wird auch der für den 
Tourismus bedeutsame 
Flughafen auf Usedom 
weiterhin die Unterstüt-
zung des Landes bekom-
men. Für die SPD ist der 
Tourismus eine traditio-
nell starke Wirtschafts-
branche mit großem Po-
tenzial in der grenzüber-
schreitenden touristi-
schen Zusammenarbeit. 
Die Vermarktung der tou-
ristischen Angebote auch 
in polnischer Sprache 

CDU: Insbesondere die 
Möglichkeiten von Inter-
reg (Bsp. Promenade 
Usedom) müssen weiter-
hin genutzt werden. 

DIE LINKE: Die touristi-
schen Gebiete nehmen 
sich vermehrt als Konkur-
renz wahr, dies darf nicht 
zu einer Lähmung in der 
gemeinsamen Vermark-
tung führen. Wir sehen 
eine Chance gemeinsam 
für beide Länder neue in-
ternationale Märkte zu 
erschließen. Die gemein-
same Vermarktung der 
Ostseeregion ist für den 
internationalen Markt er-
forderlich, da kleine Teil-
räume nicht wahrgenom-
men werden. Auch finan-
ziell ist dies von Vorteil. 
Konkrete Projekte wer-
den wir anschieben und 
Initiativen in den Regio-
nen unterstützen. 

GRÜNE: Die Frage 27 und 
28 werden im Zusam-
menhang beantwortet. 
Die Verbesserung der 
grenzüberschreitenden 
touristischen Vermark-
tung in den Regionen 
Usedom und Stettiner 
Haff und auch die Erhö-
hung der Attraktivität 
touristischer Angebote 
für den grenzüberschrei-
tenden Tourismus aus 
Polen nach Vorpommern 
sollte aus unserer Sicht 
durch landespolitische 
Maßnahmen unterstützt 
werden. Die Entschei-
dung und Umsetzung da-
ran ausgerichteter Maß-
nahmen sehen wir jedoch 
in erster Linie in Verant-
wortung der touristi-
schen Akteure vor Ort 
und der regionalen Tou-
rismusverbände. Ein po-
sitives Beispiel stellt in 
dieser Hinsicht das Pom-
mersche Landesmuseum 
in Greifswald dar.  

FDP: Dies ist zunächst 
einmal Sache der beiden 
Regionen. Es kann aber 
Zuschüsse seitens des 
Landes geben. 

28. Die Wahrnehmung 
touristischer Angebote 
für Polinnen und Polen 
gestaltet sich in Vorpom-
mern oft schwierig, auf-
grund mangelnder Aus-
schilderung in Polnisch in 
Museen, auf Wegweisern 
oder in Speisekarten. Pla-
nen Sie eine Verbesse-
rung der Situation anzu-
regen? 

CDU: Sowohl auf deut-
scher als auch auf polni-
scher Seite dient auch die 
englische Sprache der 
Verständigung. Darüber 
hinaus ist zum Beispiel 
der Benennung von Orts-
namen auch in polnischer 
Sprache auf Beschilde-
rungen durchaus keine 
Ausnahme mehr. Hervor-
zuheben sind überdies 
viele Einzelunternehmen, 
die in privatwirtschaftli-

DIE LINKE: Unbedingt. 
M-V muss internationaler 
werden. Das Fehlen von 
mehrsprachigen Speise-
karten, Wegweisern oder 
Beschilderung in Museen 
ist nicht nur Problem in 
der Metropolregion, son-
dern in ganz M-V. Selbst 
in den großen touristi-
schen Zentren sind zu-
mindest englischspra-
chige Speisekarten noch 
immer nicht Standard. 
Gemeinsam mit dem 

FDP: Auf jeden Fall, wo-
bei die Beschilderung 
gleich in mehreren Spra-
chen, vor allem Englisch, 
verbessert werden muss. 
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muss auf Usedom nicht 
mehr angeregt werden. 
Polnische Touristen ge-
hören bereits dazu und 
die Unternehmen haben 
sich bereits darauf einge-
stellt. 

cher Initiative zweispra-
chige Hinweise in Pol-
nisch, z.B. in Gaststätten, 
geben. Ebendort leistet 
mitunter auch polnisches 
Fachpersonale einen 
wichtigen Beitrag zur 
Verständigung. 

Tourismusverband muss 
eine Internationalisie-
rungsoffensive gestartet 
werden. Dazu gehört 
dann auch die Förderung 
der Fremdsprachenkom-
petenz der Beschäftigten 
im Tourismus. 

29. In MV haben wir eine 
vielfältige Hochschul-
landschaft. Um die 
grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit auszu-
bauen und wirtschaftli-
che Chancen zu nutzen, 
wären mehr polnische 
Fachkräfte wünschens-
wert. Was planen Sie, um 
mehr polnische Studie-
rende zu gewinnen? 

SPD: Die weitere Interna-
tionalisierung der Hoch-
schulen ist für uns ein 
wichtiges Ziel und für ei-
nen attraktiven Hoch-
schulstandort sehr wich-
tig. Daher haben wir da-
für Sorge getragen, dass 
diese ein Teil der Zielver-
einbarungen zwischen 
Hochschulen und Land 
wird. Konkrete Maßnah-
men zur Studierenden-
werbung können aber nur 
die Hochschulen selbst 
vornehmen. Wir unter-
stützen die Hochschulen 
bei ihrem Kurs zur weite-
ren Internationalisierung 
und engeren Kontakten 
zu unseren Nachbarlän-
dern. 

CDU: Es existieren schon 
erste Kooperationen zwi-
schen den Universitäten 
Greifswald und Stettin, 
deren Ausbau weiter vo-
rangetrieben werden 
muss. Dies kann nicht 
nur die Attraktivität der 
Hochschulen in MV stei-
gern, zudem können da-
mit die Impulse aus der 
Metropolregion Stettin 
wirtschaftlich genutzt 
werden. Das Erlangen von 
Sprachkenntnissen wird 
durch Austauschpro-
gramme (Erasmus) er-
leichtert. Aufgrund nicht 
vorhandener Studienge-
bühren erweisen sich die 
Hochschulen in MV als 
besonders konkurrenzfä-
hig. 

DIE LINKE: Die Hoch-
schulen müssen im 
Wettstreit mit allen an-
deren Hochschulen so at-
traktiv sein, dass sich 
mehr ausländische, also 
auch polnische Studie-
rende, für ein Studium an 
den Hochschulen im Land 
entscheiden. Neben einer 
guten Hochschulfinanzie-
rung muss auch im Nach-
barland geworben wer-
den, dabei ist auch die 
Wirtschaft in der Pflicht. 
Die Zusammenarbeit mit 
polnischen Bildungsein-
richtungen muss gepflegt 
und weiterentwickelt 
werden. Wir wollen die 
entsprechenden Rah-
menbedingungen schaf-
fen. 

GRÜNE: Unser Land ver-
fügt über namhafte Uni-
versitäten, Fach-und 
Hochschulen. Um ein grö-
ßeres Interesse junger 
Polen für ein Studium in 
M-V zu wecken, sollten 
diese in unserem Nach-
barland intensiver bewor-
ben werden. Denkbar 
wäre auch ein verstärktes 
Angebot an deutsch-pol-
nischen Sprachkursen an 
unseren Universitäten, 
Fach- und Hochschulen. 
Im Weiteren geht es um 
eine Stärkung gemeinsa-
mer Projekte an deut-
schen und polnischen 
Einrichtungen in den Be-
reichen Forschung und 
Entwicklung. 

FDP: Es gibt bereits enge 
Verflechtungen zwischen 
mehreren Hochschulen. 
Aufgabe der Politik ist es, 
diesen Kooperationen 
nicht durch unnötige Ein-
schränkungen im Wege 
zu stehen. Derzeit ist es 
beispielsweise einfacher, 
Doppelstudiengänge oder 
einen gemeinsamen Stu-
diengang mit Partnern 
außerhalb der EU einzu-
richten als innerhalb der 
Union, weil die Vorgaben 
außerhalb der EU viel 
einfacher zu erfüllen 
sind. 

Daseinsfürsorge 

30. Kommunen in der un-
mittelbaren Grenzregion 
stehen vor besonderen 
Herausforderungen, was 
die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit etwa in 
Bereichen wie Nahver-

SPD: Wir unterstützen 
die Kommunen in der un-
mittelbaren Grenzregion 
in Bezug auf Maßnah-
men zur grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit, 
u. a. in den Bereichen 
Nahverkehr, Versorgung 

CDU: Die CDU ist die Par-
tei der kommunalen 
Ebene. Jegliche interkom-
munale Zusammenarbeit 
sei es national oder inter-
national wird von unserer 
Seite unterstützt. Aller-

DIE LINKE: Ja! Die Her-
ausforderungen sind 
groß und erfordern neue 
Mittel und Wege. Im 
Laufe einer intensiven 
Zusammenarbeit werden 
auch Varianten und Vor-
schläge zu prüfen und 

GRÜNE: Ja. Aus Sicht von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN darf es nicht sein, 
dass grenznahe Kommu-
nen gegenüber anderen 
benachteiligt werden o-
der abhängig subventio-
niert werden müssen, nur 

FDP: Die bisherigen Lan-
desregierungen haben es 
versäumt eine echte Der 
kommunalen und Lan-
desaufgaben vorzuneh-
men. Unsere Auffassung 
ist, dass erst nach einer 
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kehr, Versorgung, Ge-
sundheit betrifft, hierfür 
müssen neue Rechtsfor-
men und Finanzierungs-
modelle gefunden und 
erprobt werden. Sind Sie 
bereit die Kommunen bei 
der Suche nach solchen 
neuen Lösungen für be-
sondere Vorhaben proak-
tiv zu unterstützen? 

und Gesundheit. Von be-
sonderer Bedeutung ist 
die Zusammenarbeit im 
deutsch-polnischen 
Grenzgebiet. Der Metro-
polregion Stettin kommt 
hierbei eine tragende 
Rolle zu. Eine engere Zu-
sammenarbeit wird die 
Versorgung der Men-
schen auf beiden Seiten 
der Grenze verbessern. 
Dazu werden wir die Be-
ziehungen zu Polen wei-
ter vertiefen. 

dings ergeben sich natür-
lich durch internationale 
Zusammenarbeiten be-
sondere Probleme. An 
Gesprächen und praxis-
orientierten Lösungen, 
die im Interesse der kom-
munalen Ebene liegen, 
wird sich die CDU im Inte-
resse der kommunalen 
Ebene immer beteiligen. 

abzuwägen sein, was 
geht und wie das jeweils 
erreicht werden kann. 
Verwaltungen, Verbände, 
Vereine und möglichst 
viele weitere Akteure 
sind einzubinden, Ideen 
zu entwickeln, die das 
Zusammenwachsen vo-
ranzubringen. Diesen 
Prozess wollen wir beför-
dern und die erforderli-
chen Entscheidungen 
treffen. 

weil Möglichkeiten zur 
grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit nicht 
ausgeschöpft werden. 
Vielmehr müssen die 
Chancen dafür auf allen 
Ebenen genutzt werden: 
Von grenzüberschreiten-
den Initiativen und kom-
munalen Partnerschaften 
bis hin zur Teilnahme An 
EU-Integrationsprogram-
men. 

gründlichen Aufgabenkri-
tik über eine Regulierung 
des kommunalen Finanz-
ausgleichs diskutiert wer-
den kann. 

31. Welche Möglichkeit 
sehen Sie, die grenzüber-
schreitende Zusammen-
arbeit bei Themen wie 
Umwelt-, Küsten- und 
Katastrophenschutz wei-
ter zu intensivieren? 

SPD: Ein großes Poten-
zial zur vertieften Zu-
sammenarbeit sehen wir 

aus ergeben sich für die 
nächsten Jahre mit dem 
Interreg V A gute Mög-
lichkeiten zur Zusam-
menarbeit in der Priori-
tätsachse I - Natur und 
Kultur-. Die Vereinbarung 
zur gegenseitigen Hilfe-
leistung bei Katastro-
phen mit Polen soll ange-
passt werden. Gemein-
same Schulungen, Wett-
bewerbe, Leistungsver-
gleiche und Übungen sol-
len die Zusammenarbeit 
vertiefen. 

CDU: Über das Wirt-
schaftsministerium MV 
erfolgt derzeit eine För-
derung grenzüberschrei-
tender Projekte im Rah-
men von Interreg V A. 
Auch die Förderung von 
Projekten zum Zivil- und 
Katastrophenschutz ist 
davon erfasst. Diese 
Möglichkeiten sollten 
weiter genutzt werden. 

DIE LINKE: Den rechtli-
chen Rahmen stellt die 
im Jahr 2002 durch das 
Land Mecklenburg-Vor-
pommern und die Repub-
lik Polen unterzeichnete 
Vereinbarung zur gegen-
seitigen Hilfeleistung bei 
Katastrophen und 
schweren Unglücksfällen 
dar. Das Landeskatastro-
phenschutzkonzept ent-
hält sinnvolle Vorschläge 
für eine weiter zu intensi-
vierende Zusammenar-
beit, etwa gemeinsame 
Schulungen und die Teil-
nahme an Wettbewerben 
oder Übungen. Daran 
wollen wir anknüpfen. 

GRÜNE: Die grenzüber-
schreitenden Kooperatio-
nen zur Entwicklung ge-
meinsamer Natur- und 
Umweltschutzprojekte 
und gemeinsamer touris-
tischen Aktivitäten soll-
ten deutlich ausgedehnt 
und gefördert werden. 
Dass von einigen Gremien 
der deutsch-polnischen 
Kooperation, kaum Nach-
richten in unser Bundes-
land dringen, sehen wir 
kritisch. Die Aspekte 
deutsch-polnischer Zu-
sammenarbeit müssen 
deutlich besser zusam-
mengefasst, koordiniert, 
ergebnisorientiert fortge-
führt und in der Öffent-
lichkeit vermittelt wer-
den. 

FDP: Diese Kooperatio-
nen müssen fortlaufend 
auf bestehende formale 
und bürokratische 
Hemmnisse hin über-
prüft, entsprechende 
Missstände so schnell 
wie möglich abgebaut 
werden. 
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32. In der Verwaltung be-
stehen kaum polnische 
Sprachkenntnisse oder 
Wissen über das Nach-
barland. Welche Möglich-
keiten sehen Sie dies ab-
zubauen? 

SPD: Dieser Aussage 
kann widersprochen wer-
den, da in den Ministe-
rien und auch in den 
nachgeordneten Behör-
den Mitarbeiter/innen, 
die die polnische Sprache 
beherrschen, arbeiten. 
Der intensive Austausch 
auch mit unseren Part-
nerregionen, die enge Zu-
sammenarbeit z. B. in In-
terreg-Projekten oder 
beim Aufbau der Met-
roplregion Stettin hat das 
Verständnis füreinander 
sehr verbessert. Im Be-
reich der Steuerverwal-
tung werden Mitarbeiter 
der grenznahen Finanz-
ämter in Grund-, Aufbau- 
und Intensivkursen ge-
schult. 

CDU: Die CDU ist der An-
sicht, dass es im Eigenin-
teresse der Verwaltung 
liegt grenzüberschrei-
tende Kenntnisse von 
Land, Leuten und Spra-
che in die eigene Arbeit in 
der Grenzregion einflie-
ßen zu lassen. Insoweit 
empfehlen wir den Ver-
waltungen in Landkrei-
sen und Ämtern bei Ein-
stellungen und Beset-
zungen entsprechende 
Qualifikationen in die 
Entscheidungen für Stel-
lenbesetzungen mit ein-
zubeziehen. Verbindliche 
Vorgaben verbieten sich 
jedoch als Eingriff in die 
kommunale Selbstver-
waltung. 

DIE LINKE: Wir stehen 
für eine moderne Verwal-
tung. Dazu gehört auch 
Ansprechpartner und 
Dienstleister für nicht-
deutschsprachige Mitbür-
ger/innen oder auch Un-
ternehmer/innen zu sein. 
Um ein guter Partner für 
Anliegen in polnischer 
Sprache zu sein, sollte 
bereits in der Ausbildung 
darauf hingewirkt wer-
den, dass zukünftige 
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auch darauf 
reagieren können. Eine 
weitere Möglichkeit be-
steht darin, polnischspra-
chige Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in der 
Verwaltung zu beschäfti-
gen. 

GRÜNE: Aus Sicht von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN darf Sprache oder 
Kulturkenntnis keine 
Barriere für grenzüber-
schreitenden Austausch 
sein. Über die aktuellen 
Bemühungen hinaus und 
neben  der Intensivierung 
allgemeiner Bildungsan-
gebote, befürworten wir 
auch die Einstellung von 
polnischen Staatsbürge-
rinnen und Staatsbürgern 
in den grenznahen Kom-
munalverwaltungen. 
Hierfür müssen entspre-
chende polnische Qualifi-
kationen anerkannt und 
die notwendigen Zu-
satzqualifikationen an-
geboten werden. 

FDP: Amtssprache in 
Mecklenburg-Vorpom-
mern ist zunächst einmal 
Deutsch. Im Sinne einer 
zunehmenden internatio-
nalen Verflechtung und 
einer serviceorientierten 
sollten Verwaltungsmit-
arbeiter aber immer wie-
der motiviert werden, 
Kenntnisse in Englisch, 
skandinavischen Spra-
chen, Polnisch oder Ara-
bisch zu erwerben; es 
sollten auch systema-
tisch entsprechende 
Fortbildungsangebote 
vorgehalten werden. 

33. Zur Erhöhung der Si-
cherheit in der Grenzre-
gion wäre eine engere 
Zusammenarbeit mit der 
Polizei in Westpommern 
wünschenswert. Welche 
Maßnahmen planen Sie? 

SPD: Bei der Zusammen-
arbeit streben wir eine 
ständige Verbesserung 
und stetige Anpassung 
an aktuelle Sicherheitser-
fordernisse an. Diese um-
fasst etwa Austausch 
von Verbindungsbeam-
ten, gemeinsame Pro-
gramme zur Kriminali-
tätsverhütung, Erstellung 
gemeinsamer Lagebilder, 
Zusammenarbeit bei der 
Aus- und Fortbildung und 
wissenschaftlich-techni-
sche Zusammenarbeit. 
Besondere Formen der 
Zusammenarbeit sind 

CDU: Die Fragen 33 und 
34 werden im Zusam-
menhang beantwortet. 
Im Rahmen eines regel-
mäßigen Austausches 
mit der polnischen Seite 
beraten Polizei und Jus-
tiz, um gemeinsame, 
konkrete und aktuelle 
Schwerpunkte der Zu-
sammenarbeit abzustim-
men. Neben gemeinsa-
men Streifen werden re-
gelmäßige und anlassbe-
zogene gemeinsame Be-
sprechungen vollzogen. 
In den vergangenen Jah-

DIE LINKE: Hier gilt es 
vor allem, den deutsch-
polnischen Polizeikoope-
rationsvertrag, der am 9. 
Juli 2015 in Kraft trat, 
weiter mit Leben zu er-
füllen. Dies betrifft allge-
meine Formen der Zu-
sammenarbeit (z. B. In-
formationsaustausch, 
gemeinsame Streifen, 
Austausch von Verbin-
dungsbeamten oder Ein-
richtung operativer Er-
mittlungsgruppen) und 
besondere Zusammenar-
beitsformen (gegensei-
tige Unterstützung beim 

GRÜNE: Die Fragen 33 
und 34 werden im Zu-
sammenhang beantwor-
tet. Am 15. Mai 2014 
wurde der deutsch-polni-
sche Polizeikooperations-
vertrag unterzeichnet. 
Der Vertrag ist seit dem 
9. Juli 2015 in Kraft und 
wird damit seit einem 
Jahr mit Leben gefüllt. 
Damit ist aus Sicht der 
GRÜNEN ein guter Zeit-
punkt erreicht, um die 
auf dieser Grundlage er-
folgte engere Zusam-
menarbeit von deutschen 

FDP: Die Polizei in MV 
muss insgesamt perso-
nell aufgestockt werden, 
die Infrastruktur deutlich 
modernisiert werden. Es 
kann nicht sein, dass die 
Polizei noch mit der 
Technologie von vorges-
tern arbeitet. In der 
Grenzregion lässt sich 
möglicherweise vom 
Know-how der Polen pro-
fitieren. Ohnehin wäre 
ein fortlaufender Aus-
tausch zwischen den Po-
lizisten wünschenswert. 
Gegebenenfalls können 
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verdeckte Ermittlungen, 
kontrollierte Lieferungen 
sowie grenzüberschrei-
tende Observationen und 
Nacheile. 

ren wurden mit der Poli-
zei der Wojewodschaft 
Westpommern unter an-
derem Arbeitstreffen, 
Konferenzen und Veran-
staltungen im Zuge des 
Informations- und Erfah-
rungsaustausches, ge-
genseitige Praktika und 
Fortbildungen, gemein-
same Übungen der Spezi-
aleinheiten und Fremd-
sprachenschulungen rea-
lisiert. Gemeinsame sta-
tionäre und mobile Ein-
satzmaßnahmen der Po-
lizeien im Binnengrenz-
raum, Informationsaus-
tausche und Projekte wie 
das Präventionspro-

partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit im Poli-
zeibereich. All diese 
Maßnahmen belegen die 
umfangreiche Zusam-
menarbeit. Dies sollte 
auch zukünftig beibehal-
ten werden. 

Personen- und Zeugen-
schutz, Durchführung 
verdeckter Ermittlungen 
oder grenzüberschrei-
tende Observation). 

und polnischen Polizeibe-
hörden daraufhin zu ana-
lysieren, welche weiteren 
Formen der Zusammen-
arbeit wünschenswert 
wären. 

auf verschiedenen Ebe-
nen auch Arbeits- und 
Diensteinheiten gebildet 
werden um gemeinsame 
Probleme effektiver zu 
lösen. 

34. Bei der Bundespolizei 
gibt es seit Beginn des 
Jahres eine gemeinsame 
Diensteinheit mit dem 
polnischen Grenzschutz 
in Pomellen. Planen Sie 
Ähnliches für die Landes-
polizei? 

SPD: Von den 2015 durch 
das Deutsch-Polnische 
Polizeiabkommen erwei-
terten Kooperationsfor-
men soll verstärkt Ge-
brauch gemacht werden. 
So stehen bei gemeinsa-
men Streifen Beamten 
bestimmte Befugnisse 
gemäß dem jeweiligen 
Recht des Landes zu, in 
dessen Hoheitsgebiet die 
Streife durchgeführt 
wird. Dies gilt etwa für 
Verkehrskontrollen. Ge-
genseitige Unterstützung 
ist auch durch die Mög-
lichkeit der vorüberge-
henden Aufnahme von 
Beamten des Nachbar-
landes in die eigene poli-
zeiliche Einsatzeinheit 
vorgesehen. 

DIE LINKE: Neben den 
bereits bestehenden ge-
meinsamen Streifen sind 
auf der Grundlage des 
deutsch-polnischen Poli-
zeikooperationsvertrages 
auch gemeinsame opera-
tive Ermittlungsgruppen 
aus Beamten beider Län-
der möglich. Auch kön-
nen Polizisten des einen 
Landes im anderen Land 
hoheitlich tätig werden, 
wenn sie der Führung ei-
nes dort örtlich zuständi-
gen Beamten unterstellt 
werden. Darüber hinaus 
sollten neue gemeinsame 
Dienststellen gegründet 
werden, um die Zusam-
menarbeit der Polizei zu 
intensivieren. 

FDP: Siehe Frage 33 

35. In den letzten Mona-
ten kam es vereinzelt zur 
Einstellung von polni-
schen Staatsbürgern in 
den Polizeidienst. Planen 
Sie dies auszubauen oder 
zu verstetigen? 

SPD: Die Einstellung von 
Menschen ausländischer 
Herkunft in die Landes-
polizei verspricht nicht 
nur eine Erhöhung der in-
terkulturellen Kompe-
tenz, sondern generell 
eine internationalere 
Ausrichtung und Hand-
lungskompetenz. Zudem 
ist ihr Einsatz besonders 

CDU: Die Einstellung von 
polnischen Staatsbürgern 
in den Polizeidienst bzw. 
von Personen mit polni-
schen Sprachkenntnissen 
wird von Seiten der CDU 
befürwortet und aus-
drücklich unterstützt. 

DIE LINKE: Ja. GRÜNE: Ja, wobei sich 
dies aus GRÜNER Sicht 
nicht nur auf polnische 
Staatsbürger beziehen 
kann. Insgesamt gilt: Die 
gesellschaftliche Vielfalt 
müssen die Polizeibehör-
den widerspiegeln. Wir 
GRÜNE fordern schon 
seit Jahren eine Überar-
beitung der Konzepte der 

FDP: Die Arbeit der Poli-
zei muss wieder eine 
deutlich stärkere öffentli-
che Würdigung erfahren, 
was sich auch in einer 
Aufstockung des Perso-
nals niederschlägt. Die 
Einstellung polnischer 
Staatsbürger kann 
zweckdienlich sein, wenn 
es etwa um den Einsatz 
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geeignet, Vorurteile und 
Berührungsängste ge-
genüber der Polizei abzu-
bauen und gegenseitiges 
Vertrauen aufzubauen. 
Unsere Bestrebungen 
zielen daher weiterhin 
darauf ab, Bürgerinnen 
und Bürger insbesondere 
aus Polen für den Polizei-
beruf zu interessieren. 

Personalwerbung und -
auswahl im Hinblick auf 
Diversität. Verbindliche 
Zielquoten und eine 
Überprüfung der Aus-
wahlkriterien und -ver-
fahren auf Ausschluss-
mechanismen hinsicht-
lich einer interkulturellen 
Öffnung sollten dies flan-
kieren. 

von Polizeikräften in den 
Grenzregionen geht, sie 
kann aber nicht zur Regel 
werden. 

36. Wie wollen Sie die 
Zusammenarbeit im Be-
reich Gesundheit und 
Pflege verbessern? 

SPD: Unser Land steht 
mit Blick auf den demo-
grafischen Wandel vor 
großen Herausforderun-
gen. Der Versorgungsbe-
darf wird steigen. Gleich-
zeitig ist nicht zu erwar-
ten, dass die vorhande-
nen Ressourcen zuneh-
men. Deshalb wollen wir 
die Zusammenarbeit 
weiter voranbringen, da-
mit die Menschen auf 
beiden Seiten der Grenze 
verstärkt von der besten 
Versorgung profitieren. 
Die Beschlüsse der 24. 
Ostseeparlamentarier-
konferenz zu grenzüber-
schreitenden Versor-
gungsfragen werden für 
uns dabei handlungslei-
tend sein. 

CDU: Was in der grenz-
überschreitenden Zu-
sammenarbeit der Unikli-
nika Aachen und Maas-
tricht schon seit einiger 
Zeit gut funktioniert, 
muss auch in der Region 
MV/ Polen umgesetzt 
werden. Zunächst müs-
sen die Regierungen die 
Rahmenbedingungen 
klären. Die Gehaltsstruk-
turen des medizinischen 
und pflegerischen Perso-
nals müssen angeglichen 
werden. Aber auch die 
Überwindung der sprach-
lichen Hürden ist in der 
Medizin entscheidend. 
Für uns ist eine adäquate 
medizinische Leistung 
grenzüberschreitend 
wichtig. 

DIE LINKE: Seit 2004 
können sich Krankenver-
sicherte aus Deutschland 
in jedem anderen Mit-
gliedsland der EU medizi-
nisch behandeln lassen. 
Die Patienten haben je-
weils die gleichen Leis-
tungsansprüche, wie die 
gesetzlich Krankenversi-
cherten in dem Land, in 
dem die Behandlung er-
folgt. Über diese Möglich-
keiten will DIE LINKE 
besser informieren, die 
bestehende Zusammen-
arbeit von Gesundheits-
dienstleistern fördern 
und die Einrichtung frei-
williger fachspezifischer 
Kooperationsformen an-
regen. 

GRÜNE: BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN streben 
zum Vorteil von Patien-
tinnen und Patienten auf 
beiden Seiten intensivere 
Kooperationen der polni-
schen und deutschen Ge-
sundheits- und Pflege-
systeme sowohl im am-
bulanten als auch im sta-
tionären Sektor an. Eu-
geförderte Modellpro-
jekte sollten hier die Har-
monisierung der Systeme 
erproben und besser er-
schlossene, grenzüber-
schreitende Verkehrs-
netze müssen die Zu-
gänge beiderseits erleich-
tern. 

FDP: Die Anerkennung 
von Berufsabschlüssen 
sowie der gegenseitige 
Spracherwerb sind we-
sentliche Prämissen für 
eine Zusammenarbeit in 
diesem Bereich. Überdies 
gilt es bürokratische 
Hemmnisse hinsichtlich 
der Sozialversicherung 
beider Staaten abzu-
bauen. 

37. Was planen Sie, um 
die grenzüberschreitende 
Arbeit von Rettungs-
diensten zu ermöglichen? 

SPD: Eine bessere Zu-
sammenarbeit mit Polen 
wäre mit der Chance ei-
ner besseren Notfallver-
sorgung verbunden. Der 
Rettungsdienst könnte 

CDU: Manche Regionen 
in MV können vom polni-
schen Rettungsdienst 
schneller erreicht und be-
dient werden. Zur Über-

DIE LINKE: Die grenz-
überschreitende Arbeit 
von Rettungsdiensten ist 
für alle Beteiligten sinn-
voll. Seit Mai 2013 ist das 

GRÜNE: BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN wollen 
eine wirksame Abstim-
mung der Rettungsleit-
stellen, Rettungsstatio-
nen und Notaufnahmen 

FDP: Hier ist eine Ab-
stimmung zwischen den 
Leistungsanbietern und 
Kostenträgern zwingend 
erforderlich. Dies kann 
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dann im Rahmen einer 
integrierten Koordinie-
rung der Rettungsmittel 
und ohne Behinderung 
durch nationale Grenzen 
eingesetzt werden. Das 
wäre ein echter Gewinn 
im Notfall. Die dazu lau-
fenden Gespräche der 
Landesregierung mit un-
serem polnischen Nach-
barn begrüßen wir aus-
drücklich. Wir werden uns 
dafür einsetzen, dass das 
konsequent fortgesetzt 
wird. 

windung der verwal-
tungsrechtlichen und or-
ganisatorischen Hürden 
sind gemeinsame Ge-
spräche zwischen beiden 
Ländern notwendig, um 
am Ende die entspre-
chenden Regelungen für 
eine grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit 
zu entwickeln. In der 
nächsten Legislaturperi-
ode werden wir an der 
grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit weiter 
arbeiten und uns dafür 
einsetzen. 

deutsch-polnische Rah-
menabkommen über 
grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit im Ret-
tungsdienst in Kraft. Es 
fehlen jedoch konkrete 
regionale Kooperations-
vereinbarungen, bei-
spielsweise über die be-
teiligten Partner, die Fi-
nanzierung und die Haf-
tung. Diese Vereinbarun-
gen will DIE LINKE 
schnellstmöglich zu ei-
nem erfolgreichen Ab-
schluss führen. 

im Grenzgebiet vorantrei-
ben. 

und sollte auf politischer 
Ebene moderiert werden. 

38. Versicherte der AOK 
Nordost können mit ihrer 
Versichertenkarte in 
Stettin zum Arzt gehen 
und bekommen u.a. 
bspw. deutsche Kranken-
bescheinigungen. Planen 
Sie einen Ausbau solcher 
Kooperationen anzure-
gen? 

SPD: Wir unterstützen 
Initiativen zur stärkeren 
Kooperation beider Län-
der. Insbesondere geht es 
um pragmatische und 
praktikable Lösungen 
hinsichtlich der Beson-
derheiten der unter-
schiedlichen Gesund-
heitssysteme, der Versi-
cherung und der Kosten-
erstattung sowie den Ab-
bau von Sprachbarrieren 
und die Ausbildung von 
Fachkräften. Wir werden 
uns in diesem Sinne bei 
allen Akteuren im Ge-
sundheitswesen weiter-
hin für die grenzüber-
schreitende Zusammen-
arbeit einsetzen, weil es 
den Menschen vor Ort 
hilft. 

CDU: Für uns ist es wich-
tig, dass die Möglichkeit 
auch für Versicherte an-
derer Krankenkassen be-
steht. Um solche Koope-
rationen auszubauen, 
sind Gespräche mit Ver-
tretern der Krankenkas-
sen notwendig. Das wer-
den wir in der nächsten 
Legislaturperiode anre-
gen. 

DIE LINKE: Ja. Wir wollen 
für alle Menschen eine 
bedarfsgerechte, qualita-
tiv hochwertige medizini-
sche Versorgung, deren 
Angebote im Bereich der 
Grund- und Regelversor-
gung wohnortnah sind. 

GRÜNE: BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN können 
als eine Kraft in der Lan-
despolitik den Ausbau 
solch sinnvoller Koopera-
tionen nur mit anregen. 
Es liegt allerdings im In-
teresse der Kassen, auch 
dem wachsenden Radius 
ihrer Versicherten, nicht 
zuletzt in den Grenzregi-
onen zu  entsprechen 
und solche Angebote zu 
erweitern. Die Poltik 
muss auf beiden Seiten 
dafür Sorge tragen, dass 
die notwendige Versor-
gung quantitativ und 
qualitativ auch in allen 
Belangen gegeben ist. 

FDP: Siehe Frage 37 
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Zivilgesellschaft und Kultur 

39. Zivilgesellschaftliche 
Akteur/-innen können im 
Rahmen der Kleinpro-
jektförderung der Eurore-
gion Pomerania deutsch-
polnische Projekte bean-
tragen, müssen diese 
aber komplett vorfinan-
zieren und nach der Ab-
rechnung oft noch bis zu 
einem Jahr warten, bis sie 
ihre Ausgaben ersetzt 
bekommen. Hierfür ha-
ben insb. kleine Vereine 
häufig keine Möglichkeit. 
Damit wird gerade die 
Entwicklung einer 
deutsch-polnischen Zivil-
gesellschaft erschwert, 
denn kleine Vereine ent-
schließen sich dann 
meist nicht zu einem An-
trag bei der Euroregion. 
Werden Sie dieses Prob-
lem beheben, indem 
bspw. eine Landesstif-
tung gegründet wird, die 
als Mittlerin fungiert? 

SPD: Die Pomerania kann 

halten, um Schüleraus-
tausche mit Polen zu för-
dern. Aus Sicht der SPD 
bestehen insbesondere 
Förderbedarfe für den 
Ausbau des Spracher-
werbs Polnisch in den all-
gemein bildenden Schu-
len und den Berufsschu-
len der deutsch-polni-
schen Grenzregion sowie 
für aktive Schulpartner-
schaften. Außerdem hat 
die SPD-geführte Lan-
desregierung auf die Ent-
wicklung grenzüber-
schreitender Netzwerke 
in den Erörterungen des 
Deutsch-Polnischen Bil-
dungsausschusses hinge-
wirkt. 

CDU: Die Fragen 39 und 
40 werden zusammen-
hängend beantwortet. 
Die kontinuierliche Ent-
wicklung einer deutsch-
polnischen Zivilgesell-
schaft in der grenznahen 
Region findet die unein-
geschränkte Unterstüt-
zung der CDU. Maßnah-
men, die geeignet sind, 
dies zu befördern, sollten 
daher stetig ausgebaut 
werden. Die Projektförde-
rung seitens der EU ist 
oftmals mit einem hohen 
bürokratischen Aufwand 
verbunden. Etwa ist der 
oftmals entstehende 
Vorfinanzierungsdruck, 
für die Antragsteller 
misslich. Maßnahmen, 
die bürokratische Hürden 
auf ein nötiges Maß zu 
begrenzen, unterstützen 
wir. Nicht außer Acht ge-
lassen werden darf je-
doch, dass ein gewisses 
Maß an bürokratischer 
Kontrolle notwendig ist, 
um etwa dem Fördermit-
telmissbrauch vorzubeu-
gen. Einer besonderen, 
vereinfachten Förderung 
kleiner Projekte stehen 
wir offen gegenüber. Es 
sollte jedoch sicher ge-
stellt sein, dass dem För-
dermittelgeber stets ein 

DIE LINKE: Wir werden 
uns auch weiter für eine 
auskömmliche Förderung 
für Kooperationsprojekte 
in der Euroregion einset-
zen. Vorfinanzierungen 
durch die Projektträger 
stellen eine viel zu große 
Hürde dar. Das muss ver-
ändert werden. Hier brau-
chen wir dringend bes-
sere und praktikablere 
Förderbedingungen. Die 
Förderung muss dem Be-
darf angepasst werden. 
Es darf nicht sein, dass 
der Antragsteller sich 
dem Förderangebot an-
passen muss. Das würde 
am Sinn der Förderung 
vorbeigehen. 

GRÜNE: Wir werden 
Möglichkeiten prüfen, 
wie die Projekte bei die-
sem Problem unterstützt 
werden können, z. B. bei 
Zwischenfinanzierungen. 
Die Idee einer Stiftung 
stehen wir skeptisch ge-
genüber, da schon Perso-
nal- und Verwaltungs-
kosten einer kleinen Stif-
tung im Vergleich zu den 
Fördersummen sehr hoch 
wären. Das Land be-
kommt zur Zeit leider 
nicht einmal seine eigene 
kulturelle Projektförde-
rung ordentlich organi-
siert, so dass Träger bis 
weit ins Förderjahr hinein 
auf Bescheide und Zu-
wendungen warten. 

FDP: Die Gründung einer 
Landesstiftung ist nicht 
der richtige Weg, weil 
hier wertvolle ehrenamt-
liche Arbeit für politische 
Zwecke missbraucht wer-
den kann. Siehe Ehren-
amtsstiftung. 

40. Wie stehen Sie in die-
sem Kontext dazu, bei 
der Euroregion Pomera-
nia eine Mikroprojektför-
derung für sehr kleine 
Projekte, bspw. bis 500 
oder 1.000 Euro mit ei-
nem vereinfachten Ver-
fahren einzurichten? 

SPD: Fördermöglichkei-
ten für Kleinprojekte be-
stehen im Bildungs- und 
Kulturbereich über die 
Möglichkeiten der Kultur-
förderung. Schulförder-
vereine haben die Mög-
lichkeit, bei der Ehren-
amtsstiftung im Rahmen 
von Integrationsarbeit 

DIE LINKE: Diesem Vor-
schlag steht DIE LINKE 
offen gegenüber. Mit den 
Akteuren vor Ort sollte 
herausgearbeitet werden, 
für welche Art von Pro-
jekten und für welche 
Antragsteller eine Mikro-
projektförderung sinnvoll 
und notwendig ist. Mit 
einem übersichtlichen 

GRÜNE: Der Antrags-, 
Abrechnungs- und Nach-
weisaufwand für Förder-
mittel, die ganz oder teil-
weise aus EU-Mitteln 
stammen, stellt Enga-
gierte in vielen Bereichen 
vor große Probleme. Wir 
befürworten daher ver-
einfachte Verfahren für 

FDP: Uneingeschränkt 
positiv. 
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Kleinprojekte zu beantra-
gen. Dafür erhält die Eh-

aus dem Einzelplan 07 
zusätzlich. Aus dem 
Fonds für kleine Projekte 
wurden insgesamt rund 
1.180 Projekte gefördert, 
112.000 deutsche und 
polnische Bewohner des 
Fördergebiets nahmen an 
den Projekten teil. 

angemessenes Maß an 
Möglichkeiten zur Über-
prüfung der Verwendung 
der ausgegebenen Mittel 
bleibt. 

Verwaltungsaufwand, 
können Mikroprojekte ein 
niederschwelliges Ange-
bot darstellen und damit 
weitere Menschen in der 
Grenzregion ansprechen 
und die deutsch-polni-
sche Zivilgesellschaft un-
terstützen. 

kleinere Projekte  aller-
dings ist zuvor eine Prü-
fung nötig, ob dies mit 
den EU-Richtlinien ver-
einbar ist. 

41. Bisher können Bür-
ger/-innen verschiedener 
EU-Mitgliedstaaten kei-
nen gemeinsamen Verein 
gründen, da rechtliche 
Grundlagen fehlen, um 
grenzüberschreitend Mit-
gliedsbeiträge oder Spen-
den erhalten zu können. 
MV könnte hier als leben-
dige Grenzregion für die 
Schaffung dieser Grund-
lagen auf EU-Ebene wer-
ben, um es Deutschen 
und Polen zu ermögli-
chen, sich gemeinsam zu 
engagieren und im EU-
Gebiet handlungsfähig zu 
sein. Setzen Sie sich für 
ein gesamteuropäisches 
Statut zur Etablierung 
Europäischer Vereine 
ein? 

SPD: Ein entsprechendes 
Statut ist bislang leider 
gescheitert, deshalb er-
scheint eine Realisierung 
derzeit nicht realistisch. 
Gerne würden wir mit 
Ihnen diesbezüglich im 
Dialog bleiben, um auf 
etwaige neue Entwick-
lungen reagieren zu kön-
nen. 

CDU: Die Gründung von 
grenzüberschreitenden, 
gemeinsamen deutsch-
polnischen Vereinen kann 
eine geeignete Maß-
nahme sein, um die Ent-
wicklung einer deutsch-
polnischen Zivilgesell-
schaft in der grenznahen 
Region Mecklenburg-Vor-
pommerns zu befördern. 
Insofern die rechtlichen 
Rahmenbedingungen auf 
europäischer Ebene gege-
ben sind, verschließen 
wir uns einer derartigen 
Möglichkeit zur Vereins-
gründung nicht. Schließ-
lich wäre diese Möglich-
keit auch ganz im Sinne 
der Europäischen In-
tegration zu sehen. 

DIE LINKE: DIE LINKE 
setzt sich grundsätzlich 
für die europäische In-
tegration ein. Die Mög-
lichkeit, grenzüberschrei-
tende Vereine zu grün-
den, gehört für uns na-
türlich auch dazu. Die be-
reits vor Jahren von der 
Europäischen Kommis-
sion vorgebrachte Idee ei-

eins
deshalb ausdrücklich. 

GRÜNE: Ja, wir halten 
grenzübergreifende Ver-
eine für logische Entwick-
lung des europäischen Ei-
nigungsprozesses. 

FDP: Ja. 

42. Welche Austausch-
programme und Projekte 
für Kinder und Jugendli-
che wollen Sie von Lan-
desebene aus in den 

SPD: Die Staatskanzlei 
fördert Projekte grenz-
überschreitender Begeg-
nungen, die die europäi-

CDU: Wichtig ist, dass 
auch außerschulische 
Projekte gefördert wer-
den. Aus unserer Sicht 
sind Praktika während 

DIE LINKE: Bestehende 
Programme für Schüler-
austausche und Aus-
landsjahre, Jugendfreizei-

GRÜNE: Wir wollen zum 
Beispiel die Austausch-
programme des deutsch-
polnischen Jugendwerks 
weiter unterstützen. Auf 

FDP: Die bestehenden 
Programme sollen nach 
Möglichkeit erhalten blei-
ben. Es sollten Pro-
gramme angestoßen 
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kommenden Jahren (wei-
ter) fördern oder initiie-
ren? 

sche Integration und För-
derung des Europagedan-
kens zum Ziel haben. Da-
bei werden besonders 
Projekte im Rahmen von 
Regionalpartnerschaften, 
mit Einrichtungen im 
Ostseeraum oder im Rah-
men der jährlichen Euro-
pawoche berücksichtigt. 
Des Weiteren gibt es in 
MV die Möglichkeit der 
Schüleraustausche mit 
Schulen in Ost-, Mitte-
lost- und Südosteuropa 
sowie Israel. Diese Pro-
gramme planen wir fort-
zusetzen. 

der Schul- und Berufs-
schulzeit für die Jugendli-
chen eine gute und wich-
tige Erfahrung. Auf die 
Aspekte werden wir in 
der kommenden Legisla-
turperiode besonderen 
Wert legen. Schülerfahr-
ten zu KZ-Gedenkstätten 
in Polen können künftig 
auch finanziell unter-
stützt werden. Die Förde-
rung von grenzüber-
schreitenden Projekten 
und Austauschprogram-
men gilt es zu institutio-
nalisieren und auszu-
bauen. 

ten, sogenannte Work-
camps sowie Geschichts- 
und Sprachlernfahrten 
sind hervorragend geeig-
net, um jungen Men-
schen einen Perspektiv-
wechsel zu ermöglichen 
und Erfahrungen für 
kurz- oder längerfristige 
Aufenthalte im Ausland 
zu ermöglichen. Es ist in 
unserem Interesse, be-
stehende Programme 
und Angebote zu erhal-
ten, weiterzuführen und 
gegebenenfalls auszu-
bauen. 

Landesebene wollen wir 
außerdem gemeinsame 
Schulfahrten und Schul-
projekte stärker fördern. 
Der Bereich der berufli-
chen Ausbildung soll hier 
noch stärker berücksich-
tigt werden. Grundsätz-
lich sehen wir in vielen 
Bereichen wie etwa 
Sport, Wissenwettbe-
werbe, Musik, Jugend-
medien usw. größeres 
Potenzial für gemein-
same Projekte, die durch 
das Land initiiert oder ge-
fördert werden können. 

werden, in denen die jun-
gen Leute wechselseitig 
aus der Geschichte ler-
nen, in denen sie sich 
aber auch wechselseitig 
motivieren, was die Ge-
staltung insbesondere ih-
rer beruflichen Zukunft 
angeht, so sollte es 
selbstverständlich wer-
den, dass junge Deutsche 
zum Praktikum nach Po-
len gehen oder in einem 
virtuellen Klassenraum 
gemeinsam mit Polen 
lernen. 

43. Wie wollen Sie die 
grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit in 
Kunst und Kultur för-
dern? 

SPD: Die SPD hat sich 
klar dazu bekannt, die 
Zusammenarbeit mit Po-
len in der Kultur auszu-
bauen sowie grenzüber-
schreitende, zivilgesell-
schaftliche Strukturen 
für Toleranz und Dialog 
zwischen Menschen, Ver-
einen und Institutionen 
zu stärken. Die SPD hat 
dafür gesorgt, dass die 
Förderung der internatio-
nalen Begegnungen der 
Künstlerhäuser in 
Ahrenshoop, Plüschow 
und Bröllin verdoppelt 
wurde. Über die Kultur-
förderrichtlinie können 
auch zukünftig Projekte 
mit ausländischen 
Künstler/innen gefördert 
werden. 

CDU: Denkbar wäre die 
Einrichtung eines 
deutsch-polnischen Kul-
turbeirates. 

DIE LINKE: Wir sind eine 
vehemente Befürworterin 
des interkulturellen Aus-
tausches und der UNE-
SCO-Konvention für kul-
turelle Vielfalt. Um eine 
deutsch-polnische 
Kunst- und Kulturszene 
zu schaffen, ist die wei-
tere Unterstützung der 
über 100 kommunalen 
Partnerschaften und der 
über 110 Universitäts-, 
Fachhochschul- und 
Schulpartnerschaften für 
uns der richtige Weg. In-
terkulturelle Bildung mit 
der Herausbildung von 
Sprachkompetenz ist für 
uns entscheidend im 
fortlaufenden Prozess 
der europäischen Integra-
tion. 

GRÜNE: Wir wollen in-
terkulturelle Begegnun-
gen und Projekte in M-V 
besonders fördern und 
dafür ein zusätzliches 
Budget in Höhe von 
300.000 Euro pro Jahr be-
reitstellen. Gefördert 
werden sollen sowohl 
grenzüberschreitende 
Projekte und Kooperatio-
nen als auch interkultu-
relle Initiativen für Zuge-
wanderte und von Zuge-
wanderten. Bereits be-
stehende Projekte wie 
zum Beispiel polen-
mARkT e. V. sollen lang-
fristiger und verlässlicher 
gefördert werden. 

FDP: Die noch vergleichs-
weise wenigen Koopera-
tionen sind zu intensivie-
ren und zu multiplizieren, 
damit der Austausch in 
der Fläche vorangebracht 
wird  um ein tief veran-
kertes und selbstver-
ständliches Wissen vom 
Nachbarn zu entwickeln. 
Es geht darum weniger 

pflegen, vielmehr haben 
viele Kulturschaffende in 
Polen wie MV gemein-
sam, dass sie weitgehend 
ohne staatliche Förde-
rung auskommen. Diesen 

es zu befördern, damit 
Kunst und Kultur originell 
bleiben. 
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44. Welche Maßnahmen 
planen Sie, um die zahl-
reichen polnischen Zu-
wander/-innen in der 
Grenzregion besser in das 
gesellschaftliche Leben 
in den Kommunen zu in-
tegrieren, bspw. in der 
Feuerwehr oder in Verei-
nen? 

SPD: Integration kann 
nicht verordnet, sie muss 
vor Ort gelebt werden. 
Ehrenamtliches Engage-
ment in Vereinen oder 
der Feuerwehr ist da eine 
gute Möglichkeit. Gerade 
bei denjenigen Zugezo-
genen, die täglich zwi-
schen Stettin und dem 
Landkreis Vorpommern-
Greifswald pendeln, 
kommt erschwerend für 
ehrenamtliches Engage-
ment aber das fehlende 
Zeitbudget hinzu. Dies 
gilt auch für Einheimi-
sche, die auswärts arbei-
ten. 

CDU: Die vorstehenden 
Fragen werden im Zu-
sammenhang beantwor-
tet. Das Thema Integra-
tion hat im Zuge der poli-
tischen Entwicklung der 
letzten Monate eine 
enorme Bedeutung ge-
wonnen. Das Thema In-
tegration sollte sich da-
bei nicht nur auf Kriegs-
flüchtlinge beschränken, 
sondern sich auch auf 
Zuwanderer aus unseren 
Nachbarländern bezie-
hen. Insoweit ist es wich-
tig jegliche Projekte, die 
auf ein Zusammenwach-
sen der Gesellschaft im 
grenznahen Raum ge-
richtet sind, zu unter-
stützen. Auch hierfür bie-
tet sich die Förderung 
über Interreg V A an. Nur 
durch das Zusammen-
wachsen der Menschen 
und persönliche Erfah-
rungen werden sich Vor-
urteile und Stereotype 
schnell und erfolgreich 
abbauen lassen. 

DIE LINKE: Politisches 
und gesellschaftliches 
Engagement sind auch 
Mittel und Ergebnis ge-
lungener Integration und 
zentrales Element dieser 
Prozesse ist selbstver-
ständlich die Sprach-
kenntnis. Polnische Mit-
bürgerinnen und Mitbür-
ger können dann noch 
stärker in den Städten 
und Gemeinden in geeig-
neten Gremien vertreten 
sein, um dort ihre Vor-
stellungen und Wünsche 
einbringen zu können. 
Für eine aktive Partizipa-
tion auch polnischer Zu-
wanderinnen und Zu-
wanderer sind die Kom-
munen weiter zu sensibi-
lisieren. 

GRÜNE: Eine wichtige 
Voraussetzung für In-
tegration ist der Sprach-
erwerb, darum muss das 
Land gemeinsam mit den 
Kommunen für ein aus-
reichendes und bezahlba-
res Angebot entspre-
chender Sprachkurse sor-
gen. Zudem wollen wir 
interkulturelle Projekte 
und Ansätze stärker för-
dern (siehe Frage 43). 
Darüber hinaus hängt die 
Integration aber auch von 
der individuellen Bereit-
schaft in den Vereinen 
vor Ort ab. 

FDP: Dies ist grundsätz-
lich Sache der Kommu-
nen und Landkreise. Das 
Land kann allerdings ei-
nen generellen Leitfaden 
entwickeln, worin Best-
Practice-Beispiele vorge-
stellt und erfahrungsba-
sierte Anregungen gege-
ben werden, wie Integra-
tion nicht nur der Polen 
gut machbar ist und die-
sen Leitfaden auf vielen 
Informationskanälen öf-
fentlich machen. 

45. Auch heute noch sind 
häufig Vorurteile und 
Stereotype über unser 
östliches Nachbarland 
und seine Bewohner/-in-
nen wahrnehmbar. Was 
möchten Sie unterneh-
men um diese abzu-
bauen? 

SPD: Stereotype erfüllen 
die gesellschaftliche 
Funktion, komplexe sozi-
ale Interaktionen mit Un-
bekannten zu vereinfa-
chen. Sie werden dann 
innerhalb einer tatsäch-
lich stattfindenden Inter-
aktion durch die lebens-
weltliche Erfahrung quasi 

ist das beste Mittel ge-
gen Stereotype, mög-
lichst viele persönliche 
Begegnungen zwischen 
Polen und Deutschen zu 
ermöglichen. Die Förde-

DIE LINKE: Gegenseiti-
ges Kennenlernen, Erken-
nen von Gemeinsamem 
und Fähigkeit erproben, 
über sich selbst zu 
schmunzeln. 

GRÜNE: Verstärkter 
Spracherwerb, bessere 
wirtschaftliche Vernet-
zung, Austauschpro-
gramme, kulturelle Akti-
vitäten und ähnliche 
Maßnahmen können 
schrittweise Vorurteile 
abbauen. Daneben halten 
wir in den Marketingakti-
vitäten und Imagekam-
pagnen des Landes ein 
stärkeres Bekenntnis zu 
einer gemeinsamen Met-
ropolregion für nötig. 
Mindestens ebenso wich-
tig ist das Vermeiden 
bzw. Einstellen negativer 

FDP: Vorurteile und Ste-
reotype haben keinen 
Raum, wo das Alltagsle-
ben der Menschen funkti-
oniert. Die Aufgabe der 
Politik ist es, Hemmnis-
sen entgegenzuwirken. 
insbesondere den Erwerb 
der polnischen Sprache 
zu forcieren, polnische 
Abschlüsse anzuerken-
nen und Unterrichtsmo-
dule zu entwickeln sowie 
Begegnungen zu ermögli-
chen. Bei allen Initiativen 
ist auch die polnische 
Seite aufgefordert, eine 
Wahrnehmung von 
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rung und der Ausbau be-
stehender Partnerschaf-
ten ist daher das beste 
Mittel gegen negative 
Stereotypen. 

oder einseitiger Verlaut-
barungen zur politischen 
Profilierung, z. B. im Be-
reich der inneren Sicher-
heit. 

Deutschland zu beför-
dern, die möglichst frei 
von Vorurteilen und Ste-
reotypen ist. 
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